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VERORDNUNG (EU) 2016/1036 DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 8. Juni 2016 

über den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur 
Europäischen Union gehörenden Ländern 

(kodifizierter Text) 

Artikel 1 

Grundsätze 

(1) Ein Antidumpingzoll kann auf jede Ware eingeführt werden, die 
Gegenstand eines Dumpings ist und deren Überführung in den zollrecht­
lich freien Verkehr in der Union eine Schädigung verursacht. 

(2) Eine Ware gilt als gedumpt, wenn ihr Preis bei der Ausfuhr in die 
Union niedriger ist als der vergleichbare Preis einer zum Verbrauch im 
Ausfuhrland bestimmten gleichartigen Ware im normalen Handelsver­
kehr. 

(3) Das Ausfuhrland ist normalerweise das Ursprungsland. Jedoch 
kann es sich auch um ein Zwischenland handeln, ausgenommen in 
den Fällen, in denen zum Beispiel die Ware nur Gegenstand eines 
Durchfuhrverkehrs durch dieses Land ist oder nicht in diesem Land 
hergestellt wird, oder wenn es dort keinen vergleichbaren Preis für sie 
gibt. 

(4) Im Sinne dieser Verordnung ist „gleichartige Ware“ eine Ware, 
die mit der betreffenden Ware identisch ist, d. h., ihr in jeder Hinsicht 
gleicht, oder, wenn es eine solche Ware nicht gibt, eine andere Ware, 
die zwar der betreffenden Ware nicht in jeder Hinsicht gleicht, aber 
Merkmale aufweist, die denen der betreffenden Ware sehr ähnlich sind. 

Artikel 2 

Feststellung des Dumpings 

A. NORMALWERT 

(1) Der Normalwert stützt sich normalerweise auf die Preise, die im 
normalen Handelsverkehr von unabhängigen Abnehmern im Ausfuhr­
land gezahlt wurden oder zu zahlen sind. 

Wird jedoch die gleichartige Ware von dem Ausführer im Ausfuhrland 
weder hergestellt noch verkauft, so kann der Normalwert anhand der 
Preise der anderen Verkäufer oder Hersteller ermittelt werden. 

Die Preise zwischen Parteien, zwischen denen eine geschäftliche Ver­
bindung oder eine Ausgleichsvereinbarung besteht, können nur dann als 
im normalen Handelsverkehr angesehen und für die Ermittlung des 
Normalwerts herangezogen werden, wenn festgestellt wird, dass sie 
durch diese Geschäftsbeziehung nicht beeinflusst werden. 

▼B
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Bei der Prüfung der Frage, ob zwischen zwei Parteien eine geschäftliche 
Verbindung besteht, kann die Bestimmung des Begriffs „verbundene 
Personen“ in Artikel 127 der Durchführungsverordnung (EU) 
2015/2447 der Kommission ( 1 ) berücksichtigt werden. 

(2) Die Verkäufe der gleichartigen Ware zum Verbrauch auf dem 
Inlandsmarkt werden normalerweise bei der Ermittlung des Normalwerts 
zugrunde gelegt, wenn die verkauften Mengen 5 v. H. oder mehr der 
verkauften Mengen der betreffenden Ware in der Union ausmachen. Ein 
niedrigerer Prozentsatz kann jedoch herangezogen werden, wenn bei­
spielsweise die in Rechnung gestellten Preise für den betreffenden 
Markt als repräsentativ angesehen werden. 

(3) Wird die gleichartige Ware im normalen Handelsverkehr nicht 
oder nur in unzureichenden Mengen verkauft oder lassen diese Verkäufe 
wegen der besonderen Marktlage keinen angemessenen Vergleich zu, so 
wird der Normalwert der gleichartigen Ware anhand der Herstellkosten 
in dem Ursprungsland zuzüglich eines angemessenen Betrags für Ver­
triebs-, Verwaltungs- und Gemeinkosten und für Gewinne oder anhand 
der Preise bestimmt, die bei der Ausfuhr in ein geeignetes Drittland im 
normalen Handelsverkehr gelten, sofern diese Preise repräsentativ sind. 

Von einer besonderen Marktlage für die betroffene Ware im Sinne des 
Unterabsatzes 1 kann unter anderem dann ausgegangen werden, wenn 
die Preise künstlich niedrig sind, wenn in beträchtlichem Umfang Bar­
terhandel betrieben wird oder wenn nichtkommerzielle Verarbeitungs­
vereinbarungen bestehen. 

(4) Die Verkäufe der gleichartigen Ware auf dem Inlandsmarkt des 
Ausfuhrlandes oder Exportverkäufe an ein Drittland zu Preisen, die 
unter den (fixen und variablen) Stückkosten zuzüglich der Vertriebs-, 
Verwaltungs- und Gemeinkosten liegen, können nur dann aus preis­
lichen Gründen als nicht im normalen Handelsverkehr getätigt angese­
hen und bei der Bestimmung des Normalwerts unberücksichtigt gelassen 
werden, wenn festgestellt wird, dass diese Verkäufe während eines län­
geren Zeitraums in erheblichen Mengen und zu Preisen getätigt werden, 
die während eines angemessenen Zeitraums nicht die Deckung aller 
Kosten ermöglichen. 

Wenn die Preise, die zum Zeitpunkt des Verkaufs unter den Stückkosten 
liegen, die gewogenen durchschnittlichen Stückkosten im Unter­
suchungszeitraum übersteigen, werden sie als Preise angesehen, die 
während eines angemessenen Zeitraums die Deckung der Kosten ermög­
lichen. 

Der längere Zeitraum umfasst normalerweise ein Jahr und darf in kei­
nem Fall kürzer sein als sechs Monate, und Verkäufe unter Stückkosten 
werden als in erheblichen Mengen während eines solchen Zeitraums 
getätigt angesehen, wenn festgestellt wird, dass der gewogene durch­
schnittliche Verkaufspreis niedriger ist als die gewogenen durchschnitt­
lichen Stückkosten oder dass die Verkäufe unter Stückkosten mindes­
tens 20 v. H. der zur Bestimmung des Normalwerts berücksichtigten 
Verkäufe ausmachen. 

▼B 

( 1 ) Durchführungsverordnung (EU) 2015/2447 der Kommission vom 24. Novem­
ber 2015 mit Einzelheiten zur Umsetzung von Bestimmungen der Verord­
nung (EU) Nr. 952/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Festlegung des Zollkodex der Union (ABl. L 343 vom 29.12.2015, S. 558).
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(5) Die Kosten werden normalerweise anhand der Aufzeichnungen 
der Partei berechnet, sofern diese Aufzeichnungen den allgemein an­
erkannten Buchführungsgrundsätzen des betreffenden Landes entspre­
chen und nachgewiesen wird, dass diese Aufzeichnungen die mit der 
Produktion und dem Verkauf der betreffenden Ware verbundenen Kos­
ten in angemessener Weise widerspiegeln. 

Spiegeln die Aufzeichnungen der betreffenden Partei die mit der Pro­
duktion und dem Verkauf der betreffenden Ware verbundenen Kosten 
nicht in angemessener Weise wider, so werden diese Kosten berichtigt 
oder anhand der Kosten anderer Hersteller oder Ausführer in demselben 
Land bzw., wenn solche Informationen nicht zur Verfügung stehen oder 
nicht verwendet werden können, auf einer anderen angemessenen 
Grundlage einschließlich Informationen aus anderen repräsentativen 
Märkten ermittelt. 

Die für die ordnungsgemäße Kostenverteilung vorgelegten Nachweise 
werden berücksichtigt, sofern diese Kostenverteilungen traditionell vor­
genommen wurden. In Ermangelung einer besseren Methode wird die 
Kostenverteilung auf Umsatzbasis bevorzugt. Sofern dies nicht bereits 
bei den Kostenverteilungen gemäß diesem Unterabsatz erfolgt ist, wer­
den angemessene Berichtigungen für die nicht wiederkehrenden Kosten­
faktoren vorgenommen, die der künftigen und/oder derzeitigen Produk­
tion zugutekommen. 

Werden die Kosten während eines Teils des Kostendeckungszeitraums 
durch die Inbetriebnahme neuer Produktionsanlagen, die erhebliche zu­
sätzliche Investitionen erfordern, und durch niedrige Kapazitätsauslas­
tungsraten beeinflusst, die sich aus der Produktionsaufnahme innerhalb 
oder während eines Teils des Untersuchungszeitraums ergeben, so wer­
den die Kosten am Ende der Anlaufphase unter Berücksichtigung der 
vorgenannten Aufteilungsregeln zugrunde gelegt und auf dieser Höhe 
für den betreffenden Zeitraum in die in Absatz 4 Unterabsatz 2 genann­
ten gewogenen durchschnittlichen Kosten einbezogen. Die Dauer der 
Anlaufphase wird unter Berücksichtigung der Umstände des betreffen­
den Herstellers oder Ausführers bestimmt, darf aber einen angemesse­
nen anfänglichen Anteil an dem Kostendeckungszeitraum nicht über­
steigen. Für diese Kostenberichtigung während des Untersuchungszeit­
raums werden die Angaben zu der Anlaufphase, die sich über den 
Untersuchungszeitraum hinaus erstreckt, berücksichtigt, sofern sie vor 
den Kontrollbesuchen und innerhalb von drei Monaten nach der Ein­
leitung der Untersuchung vorgelegt werden. 

(6) Die Beträge für Vertriebs-, Verwaltungs- und Gemeinkosten so­
wie für Gewinne werden anhand der Zahlen festgesetzt, die der unter­
suchte Ausführer oder Hersteller bei der Produktion und dem Verkauf 
der gleichartigen Ware im normalen Handelsverkehr tatsächlich ver­
zeichnet. Ist dies nicht möglich, so können die Beträge festgesetzt wer­
den: 

a) anhand des gewogenen Durchschnitts der tatsächlichen Beträge, die 
für andere untersuchte Ausführer oder Hersteller bei der Produktion 
und dem Verkauf der gleichartigen Ware auf dem Inlandsmarkt des 
Ursprungslandes ermittelt wurden; 

b) anhand der Beträge, die der betreffende Ausführer oder Hersteller bei 
der Produktion und dem Verkauf von Waren der gleichen allgemei­
nen Warengruppe auf dem Inlandsmarkt des Ursprungslandes tat­
sächlich verzeichnet; 

▼B
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c) anhand jeder anderen vertretbaren Methode, sofern der auf diese 
Weise ermittelte Gewinn nicht höher ist als der Gewinn, den andere 
Ausführer oder Hersteller bei Verkäufen von Waren der gleichen 
allgemeinen Warengruppe auf dem Inlandsmarkt des Ursprungslan­
des erzielen. 

▼M1 
(6a) a) Wird bei der Anwendung dieser oder einer anderen einschlä­

gigen Bestimmung dieser Verordnung festgestellt, dass es nicht 
angemessen ist, die Inlandspreise und -kosten im Ausfuhrland 
zu verwenden, weil in diesem Land nennenswerte Verzerrun­
gen im Sinne von Buchstabe b bestehen, so wird der Normal­
wert ausschließlich anhand von Herstell- und Verkaufskosten, 
die unverzerrte Preise oder Vergleichswerte widerspiegeln, 
rechnerisch ermittelt, und zwar nach den nachstehenden Vor­
schriften. 

Die Kommission kann unter anderem die folgenden Quellen 
heranziehen: 

— entsprechende Herstell- und Verkaufskosten in einem ge­
eigneten repräsentativen Land mit einem dem Ausfuhrland 
ähnlichen wirtschaftlichen Entwicklungsstand, voraus­
gesetzt die jeweiligen Daten sind ohne Weiteres verfügbar; 
gibt es mehr als ein derartiges Land, werden gegebenen­
falls Länder bevorzugt, in denen ein angemessener Sozial- 
und Umweltschutz besteht; 

— falls sie dies für angemessen hält, auf internationaler Ebene 
gewonnene, unverzerrte Preise, Kosten oder Vergleichs­
werte sowie 

— Inlandskosten, jedoch nur sofern anhand zutreffender und 
geeigneter Beweise, unter anderem im Rahmen der unter 
Buchstabe c festgelegten Bestimmungen über interessierte 
Parteien, positiv festgestellt wird, dass sie nicht verzerrt 
sind. 

Unbeschadet des Artikels 17 wird diese Bewertung für jeden 
Ausführer und Hersteller einzeln durchgeführt. 

Der rechnerisch ermittelte Normalwert muss einen unverzerrten 
und angemessenen Betrag für Vertriebs-, Verwaltungs- und 
Gemeinkosten sowie für Gewinne beinhalten. 

b) Nennenswerte Verzerrungen sind Verzerrungen, die eintreten, 
wenn sich die gemeldeten Preise oder Kosten, einschließlich 
der Rohstoff- und Energiekosten, nicht aus dem freien Spiel 
der Marktkräfte ergeben, weil sie von erheblichen staatlichen 
Eingriffen beeinflusst sind. Bei der Beurteilung der Frage, ob 
nennenswerte Verzerrungen vorliegen, werden unter anderem 
die möglichen Auswirkungen von einem oder mehreren der 
folgenden Sachverhalte berücksichtigt: 

— Situation, in der der betreffende Markt in erheblichem 
Maße von Unternehmen versorgt wird, die im Eigentum 
oder unter der Kontrolle oder der politischen Aufsicht 
von Behörden des Ausfuhrlandes stehen oder deren Aus­
richtung von diesen Behörden festgelegt wird; 

— staatliche Präsenz in Unternehmen, die es dem Staat er­
möglicht, Preise oder Kosten zu beeinflussen; 

— staatliche Strategien oder Maßnahmen, mit denen inländi­
sche Lieferanten begünstigt werden oder durch die das freie 
Spiel der Marktkräfte anderweitig beeinflusst wird; 

▼B
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— Fehlen, diskriminierende Anwendung oder unzulängliche 
Durchsetzung des Insolvenz-, Gesellschafts- oder Eigen­
tumsrechts; 

— verzerrte Lohnkosten; 

— Zugang zu Finanzmitteln über Institute, die staatliche Ziele 
umsetzen oder anderweitig nicht unabhängig vom Staat 
agieren. 

c) Wenn die Kommission fundierte Hinweise darauf hat, dass in 
einem bestimmten Land oder einer bestimmten Branche in 
diesem Land möglicherweise nennenswerte Verzerrungen im 
Sinne von Buchstabe b vorliegen, und wenn es für die wirk­
same Anwendung dieser Verordnung angemessen ist, erstellt 
die Kommission einen Bericht, in dem die Marktgegebenheiten 
gemäß Buchstabe b in diesem Land oder dieser Branche be­
schrieben werden, macht ihn öffentlich zugänglich und aktua­
lisiert ihn regelmäßig. Diese Berichte werden mit den ihnen 
zugrunde liegenden Beweisen in das Dossier jeder Unter­
suchung aufgenommen, die sich auf das betreffende Land 
oder die betreffende Branche bezieht. Die interessierten Par­
teien erhalten ausreichend Gelegenheit, den Bericht und die 
ihm zugrunde liegenden Beweise bei jeder Untersuchung, in 
der der betreffende Bericht oder die betreffenden Beweise ver­
wendet werden, zu widerlegen, zu ergänzen, dazu Stellung zu 
nehmen oder sich darauf zu stützen. Bei der Beurteilung der 
Frage, ob nennenswerte Verzerrungen vorliegen, berücksichtigt 
die Kommission alle einschlägigen Beweise, die sich im Dos­
sier der Untersuchung befinden. 

d) Bei Stellung eines Antrags nach Artikel 5 oder eines Über­
prüfungsantrags nach Artikel 11 können sich Wirtschafts­
zweige der Union für die Rechtfertigung der Berechnung des 
Normalwerts auf die Beweise in dem unter Buchstabe c dieses 
Absatzes genannten Bericht stützen, wenn dies dem Beweis­
standard gemäß Artikel 5 Absatz 9 entspricht. 

e) Stellt die Kommission fest, dass genügend Beweise gemäß 
Artikel 5 Absatz 9 für nennenswerte Verzerrungen im Sinne 
von Buchstabe b dieses Absatzes vorliegen, und beschließt sie, 
auf dieser Grundlage eine Untersuchung einzuleiten, so wird 
diese Tatsache in der Einleitungsbekanntmachung genannt. Die 
Kommission holt die Daten ein, die für die rechnerische Er­
mittlung des Normalwerts nach Buchstabe a dieses Absatzes 
erforderlich sind. 

Die von der Untersuchung betroffenen Parteien werden unver­
züglich nach der Einleitung über die relevanten Quellen unter­
richtet, die die Kommission für die Zwecke der Ermittlung des 
Normalwerts nach Buchstabe a dieses Absatzes zu verwenden 
beabsichtigt, und erhalten eine Frist von zehn Tagen zur Stel­
lungnahme. Zu diesem Zweck wird den interessierten Parteien 
unbeschadet des Artikels 19 Zugang zum Dossier gewährt, das 
alle Beweise umfasst, auf die sich die Untersuchungsbehörde 
stützt. Beweise für nennenswerte Verzerrungen können nur 
berücksichtigt werden, wenn sie im Rahmen der Untersuchung 
rechtzeitig gemäß Artikel 6 Absatz 8 überprüft werden können. 

▼M1
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(7) Im Fall von Einfuhren aus Ländern, die zum Zeitpunkt der Unter­
suchungseinleitung keine WTO-Mitglieder sind und in Anhang I der 
Verordnung (EU) 2015/755 des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes ( 1 ) aufgeführt sind, erfolgt die Ermittlung des Normalwerts auf der 
Grundlage des Preises oder des rechnerisch ermittelten Wertes in einem 
geeigneten repräsentativen Land oder des Preises, zu dem die Ware aus 
einem solchen Drittland in andere Länder einschließlich der Union ver­
kauft wird; falls dies nicht möglich ist, erfolgt die Ermittlung auf jeder 
anderen angemessenen Grundlage, einschließlich des für die gleichartige 
Ware in der Union tatsächlich gezahlten oder zu zahlenden Preises, der 
erforderlichenfalls um eine angemessene Gewinnspanne gebührend be­
richtigt wird. 

Das geeignete repräsentative Land wird auf vertretbare Weise unter 
gebührender Berücksichtigung aller zum Zeitpunkt der Auswahl zur 
Verfügung stehenden zuverlässigen Informationen und insbesondere 
der durch mindestens einen Ausführer und Hersteller in diesem Land 
geleisteten Zusammenarbeit ausgewählt. Gibt es mehr als ein derartiges 
Land, werden gegebenenfalls Länder bevorzugt, in denen ein angemes­
sener Sozial- und Umweltschutz besteht. Ferner werden die Termin­
zwänge berücksichtigt. Es wird, soweit angemessen, ein geeignetes re­
präsentatives Land herangezogen, das Gegenstand der gleichen Unter­
suchung ist. 

Die von der Untersuchung betroffenen Parteien werden unverzüglich 
nach der Einleitung der Untersuchung über die Wahl des Landes unter­
richtet und erhalten eine Frist zur Stellungnahme von zehn Tagen. 

▼B 
B. AUSFUHRPREIS 

(8) Der Ausfuhrpreis ist der tatsächlich gezahlte oder zu zahlende 
Preis der zur Ausfuhr aus dem Ausfuhrland in die Union verkauften 
Ware. 

(9) Gibt es keinen Ausfuhrpreis oder stellt sich heraus, dass der Aus­
fuhrpreis wegen einer geschäftlichen Verbindung oder einer Ausgleichs­
vereinbarung zwischen dem Ausführer und dem Einführer oder einem 
Dritten nicht zuverlässig ist, so kann der Ausfuhrpreis auf der Grund­
lage des Preises errechnet werden, zu dem die eingeführten Waren erst­
mals an einen unabhängigen Käufer weiterverkauft werden, oder, wenn 
die Waren nicht an einen unabhängigen Käufer oder nicht in dem Zu­
stand weiterverkauft werden, in dem sie eingeführt wurden, auf jeder 
anderen angemessenen Grundlage. 

In diesen Fällen werden Berichtigungen für alle zwischen der Einfuhr 
und dem Wiederverkauf entstandenen Gewinne und Kosten einschließ­
lich Zöllen und Abgaben vorgenommen, um einen zuverlässigen Aus­
fuhrpreis frei Grenze der Union zu ermitteln. 

Die Beträge, für die Berichtigungen vorgenommen werden, umfassen 
alle Beträge, die normalerweise vom Einführer getragen werden, aber 
von Parteien innerhalb oder außerhalb der Union übernommen worden 
sind, bei denen sich herausstellt, dass eine geschäftliche Verbindung 
oder eine Ausgleichsvereinbarung mit dem Einführer oder Ausführer 
besteht; dazu gehören die üblichen Transport-, Versicherungs-, Bereit­
stellungs-, Verlade- und Nebenkosten, Zölle, Antidumpingzölle und an­
dere Abgaben, die im Einfuhrland aufgrund der Einfuhr oder des Ver­
kaufs der Waren zu entrichten sind, eine angemessene Spanne für Ver­
triebs-, Verwaltungs- und Gemeinkosten sowie für Gewinne. 

▼M1 

( 1 ) Verordnung (EU) 2015/755 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
29. April 2015 über eine gemeinsame Regelung der Einfuhren aus bestimm­
ten Drittländern (ABl. L 123 vom 19.5.2015, S. 33).
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C. VERGLEICH 

(10) Zwischen dem Ausfuhrpreis und dem Normalwert wird ein ge­
rechter Vergleich durchgeführt. Dieser Vergleich erfolgt auf derselben 
Handelsstufe und unter Zugrundelegung von Verkäufen, die zu mög­
lichst nahe beieinander liegenden Zeitpunkten getätigt werden, sowie 
unter gebührender Berücksichtigung anderer Unterschiede, die die Ver­
gleichbarkeit der Preise beeinflussen. Ist die Vergleichbarkeit der ermit­
telten Normalwerte und Ausfuhrpreise nicht gegeben, werden, auf An­
trag, jedes Mal gebührende Berichtigungen für Unterschiede bei Fak­
toren vorgenommen, die nachweislich die Preise und damit die Ver­
gleichbarkeit der Preise beeinflussen. Dabei wird jede doppelte Berich­
tigung vermieden, insbesondere für Preisnachlässe, Rabatte, unterschied­
liche Mengen und unterschiedliche Handelsstufen. Wenn die genannten 
Voraussetzungen erfüllt sind, können für folgende Faktoren Berichtigun­
gen vorgenommen werden: 

a) Materielle Eigenschaften 

Eine Berichtigung wird für Unterschiede bei den materiellen Eigen­
schaften der betreffenden Ware vorgenommen. Der Betrag der Be­
richtigung entspricht einer vertretbaren Schätzung des Marktwerts 
dieses Unterschieds. 

b) Einfuhrabgaben und indirekte Steuern 

Eine Berichtigung des Normalwerts wird für alle Einfuhrabgaben 
oder indirekten Steuern vorgenommen, mit denen die gleichartige 
Ware oder die darin verarbeiteten Erzeugnisse belastet werden, 
wenn sie zum Verbrauch im Ausfuhrland bestimmt sind, und nicht 
erhoben oder erstattet werden, wenn die Ware in die Union expor­
tiert wird. 

c) Preisnachlässe und Mengenrabatte 

Eine Berichtigung wird für Unterschiede bei Preisnachlässen und 
Rabatten einschließlich Mengenrabatten vorgenommen, wenn diese 
ordnungsgemäß quantifiziert werden und direkt mit den betreffenden 
Verkäufen zusammenhängen. Eine Berichtigung kann ferner für 
nachträgliche Preisnachlässe und Rabatte vorgenommen werden, so­
fern dieser Antrag sich auf die übliche Praxis in vorausgegangenen 
Zeiträumen stützt und die Voraussetzungen für die Gewährung der 
Preisnachlässe oder Rabatte gegeben sind. 

d) Handelsstufe 

i) Eine Berichtigung für Unterschiede bei den Handelsstufen, ein­
schließlich etwaiger Unterschiede bei Verkäufen durch Erstaus­
rüster („Original Equipment Manufacturer“, OEM) erfolgt, sofern 
für die Vertriebskette in beiden Märkten nachgewiesen wird, dass 
der Ausfuhrpreis einschließlich des rechnerisch ermittelten Aus­
fuhrpreises eine andere Handelsstufe betrifft als der Normalwert 
und dass sich der Unterschied auf die Vergleichbarkeit der Preise 
ausgewirkt hat; letzteres muss durch anhaltende und eindeutige 
Unterschiede zwischen den Funktionen und Preisen des Verkäu­
fers für die verschiedenen Handelsstufen auf dem Inlandsmarkt 
des Ausfuhrlands nachweisbar sein. Die Höhe der Berichtigung 
richtet sich nach dem Marktwert des Unterschieds. 

▼B
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ii) Bei unter Ziffer i nicht angesprochenen Fällen, wenn nämlich ein 
bestehender Unterschied bei der Handelsstufe aufgrund des Feh­
lens der entsprechenden Stufen auf dem Inlandsmarkt des Aus­
fuhrlandes nicht beziffert werden kann oder wenn es sich ergibt, 
dass bestimmte Funktionen sich eindeutig auf andere Handels­
stufen beziehen als auf diejenigen, die in dem Vergleich zu­
grunde gelegt wurden, kann jedoch eine besondere Berichtigung 
erfolgen. 

e) Transport-, Versicherungs-, Bereitstellungs-, Verlade- und Nebenkos­
ten 

Eine Berichtigung wird vorgenommen für Unterschiede bei den Kos­
ten, die in unmittelbarem Zusammenhang mit der Übermittlung der 
betreffenden Ware von den Betrieben des Ausführers an einen un­
abhängigen Käufer anfallen, sofern diese Kosten in den in Rechnung 
gestellten Preisen enthalten sind. Diese Kosten umfassen Transport-, 
Versicherungs-, Bereitstellungs-, Verlade- und Nebenkosten. 

f) Verpackung 

Eine Berichtigung wird vorgenommen für Unterschiede bei den Kos­
ten, die in unmittelbarem Zusammenhang mit der Verpackung der 
betreffenden Ware stehen. 

g) Kreditgewährung 

Eine Berichtigung wird vorgenommen für Unterschiede bei den Kos­
ten für jeglichen für die betreffenden Verkäufe gewährten Kredit, 
sofern dieser Faktor bei der Festlegung der in Rechnung gestellten 
Preise berücksichtigt wird. 

h) Kundendienstkosten 

Eine Berichtigung wird vorgenommen für Unterschiede bei den di­
rekten Kosten für die Erbringung von Gewährleistungen, Garantien, 
technische Hilfe und Kundendienst nach Maßgabe der Rechtsvor­
schriften und/oder des Verkaufsvertrags. 

i) Provisionen 

Eine Berichtigung wird vorgenommen für Unterschiede bei den Pro­
visionen, die für die betreffenden Verkäufe gezahlt werden. 

Als „Provision“ gilt auch der Aufschlag, den ein Unternehmen, das 
mit der Ware oder der gleichartigen Ware handelt, erhält, sofern 
dieser Händler ähnliche Funktionen ausübt wie ein auf Provisions­
grundlage tätiger Vertreter. 

j) Währungsumrechnungen 

Erfordert der Preisvergleich eine Währungsumrechnung, so wird da­
für der Wechselkurs vom Verkaufstag herangezogen; steht ein De­
visenverkauf auf Terminmärkten unmittelbar mit dem Ausfuhr­
geschäft in Zusammenhang, so wird jedoch der beim Terminverkauf 
angewandte Wechselkurs herangezogen. Normalerweise entspricht 
das Datum des Verkaufs dem Datum der Rechnung, jedoch kann 
auch das Datum des Vertrags, des Kaufauftrags oder der Auftrags­
bestätigung herangezogen werden, wenn diese für die Ermittlung der 
wesentlichen Verkaufsbedingungen eher geeignet sind. Wechselkurs­
schwankungen werden nicht berücksichtigt, und den Ausführern 
wird eine Frist von 60 Tagen eingeräumt, um anhaltende Wechsel­
kursschwankungen im Untersuchungszeitraum zu berücksichtigen. 

▼B
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k) Andere Faktoren 

Eine Berichtigung kann auch für Unterschiede bei anderen nicht 
unter den Buchstaben a bis j genannten Faktoren vorgenommen 
werden, sofern die Auswirkung auf die Vergleichbarkeit der Preise 
im Sinne dieses Absatzes nachgewiesen werden kann; dies ist ins­
besondere dann der Fall, wenn Kunden aufgrund der Unterschiede 
bei diesen Faktoren auf dem Inlandsmarkt anhaltend unterschiedliche 
Preise zahlen. 

D. DUMPINGSPANNEN 

(11) Vorbehaltlich der einschlägigen Bestimmungen über einen ge­
rechten Vergleich werden die Dumpingspannen im Untersuchungszeit­
raum normalerweise durch einen Vergleich des gewogenen durchschnitt­
lichen Normalwerts mit dem gewogenen Durchschnitt der Preise aller 
Ausfuhrgeschäfte in die Union oder durch einen Vergleich der einzelnen 
Normalwerte und der einzelnen Preise bei der Ausfuhr in die Union je 
Geschäftsvorgang ermittelt. Der gewogene durchschnittliche Normalwert 
kann jedoch auch mit den Preisen aller Ausfuhrgeschäfte in die Union 
verglichen werden, wenn die Ausfuhrpreise je nach Käufer, Region oder 
Verkaufszeitraum erheblich voneinander abweichen und wenn die im 
ersten Satz dieses Absatzes genannten Methoden die Dumpingpraktiken 
nicht in vollem Umfang widerspiegeln würden. Dieser Absatz schließt 
eine Stichprobenauswahl gemäß Artikel 17 nicht aus. 

(12) Die Dumpingspanne entspricht dem Betrag, um den der Normal­
wert den Ausfuhrpreis übersteigt. Bei unterschiedlichen Dumpingspan­
nen kann eine gewogene durchschnittliche Dumpingspanne ermittelt 
werden. 

Artikel 3 

Feststellung der Schädigung 

(1) Sofern nichts anderes bestimmt ist, bedeutet der Begriff „Schädi­
gung“ im Sinne dieser Verordnung, dass ein Wirtschaftszweig der 
Union bedeutend geschädigt wird oder geschädigt zu werden droht 
oder dass die Errichtung eines Wirtschaftszweigs der Union erheblich 
verzögert wird; der Begriff „Schädigung“ ist gemäß diesem Artikel aus­
zulegen. 

(2) Die Feststellung einer Schädigung stützt sich auf eindeutige Be­
weise und erfordert eine objektive Prüfung 

a) des Volumens der gedumpten Einfuhren und ihrer Auswirkungen auf 
die Preise gleichartiger Waren auf dem Markt der Union und 

b) der Auswirkungen dieser Einfuhren auf den Wirtschaftszweig der 
Union. 

(3) Im Zusammenhang mit dem Volumen der gedumpten Einfuhren 
ist zu berücksichtigen, ob diese Einfuhren entweder absolut oder im 
Verhältnis zu Produktion oder Verbrauch in der Union erheblich ange­
stiegen sind. Im Zusammenhang mit den Auswirkungen der gedumpten 
Einfuhren auf die Preise ist in Betracht zu ziehen, ob im Vergleich zu 

▼B
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dem Preis einer gleichartigen Ware des Wirtschaftszweigs der Union 
eine erhebliche Preisunterbietung durch die gedumpten Einfuhren statt­
gefunden hat oder ob diese Einfuhren auf andere Weise einen erheb­
lichen Preisrückgang verursacht oder Preiserhöhungen, die andernfalls 
eingetreten wären, deutlich verhindert haben. Weder eines noch mehrere 
dieser Kriterien sind notwendigerweise ausschlaggebend. 

(4) Sind die Einfuhren einer Ware aus mehr als einem Land gleich­
zeitig Gegenstand von Antidumpinguntersuchungen, so werden die Aus­
wirkungen dieser Einfuhren nur dann kumulativ beurteilt, wenn fest­
gestellt wird, dass 

a) die ermittelte Dumpingspanne für die Einfuhren aus jedem einzelnen 
Land den in Artikel 9 Absatz 3 genannten Mindestprozentsatz über­
steigt und das Volumen der Einfuhren aus jedem einzelnen Land 
nicht unerheblich ist und 

b) eine kumulative Beurteilung der Auswirkungen der Einfuhren ange­
sichts des Wettbewerbs zwischen den eingeführten Waren sowie des 
Wettbewerbs zwischen den eingeführten Waren und der gleichartigen 
Ware der Union angemessen ist. 

(5) Die Prüfung der Auswirkungen der gedumpten Einfuhren auf den 
betroffenen Wirtschaftszweig der Union umfasst eine Beurteilung aller 
relevanten Wirtschaftsfaktoren und -indizes, die die Lage des Wirt­
schaftszweigs der Union beeinflussen, einschließlich der Tatsache, 
dass ein Wirtschaftszweig sich noch von den Auswirkungen früherer 
Dumpingpraktiken oder Subventionen erholen muss, der Höhe der tat­
sächlichen Dumpingspanne, des tatsächlichen und des potentiellen 
Rückgangs von Absatz, Gewinn, Produktion, Marktanteil, Produktivität, 
Rentabilität und Kapazitätsauslastung, der Faktoren, die die Preise der 
Union beeinflussen, der tatsächlichen und potentiellen negativen Aus­
wirkungen auf Cash-flow, Lagerbestände, Beschäftigung, Löhne, 
Wachstum, Kapitalbeschaffungs- oder Investitionsmöglichkeiten. Diese 
Liste ist nicht erschöpfend, und weder eines noch mehrere dieser Kri­
terien sind notwendigerweise ausschlaggebend. 

(6) Aus allen einschlägigen im Hinblick auf Absatz 2 vorgelegten 
Beweisen muss hervorgehen, dass die gedumpten Einfuhren eine Schä­
digung im Sinne dieser Verordnung verursachen. Insbesondere gehört 
dazu der Nachweis, dass das gemäß Absatz 3 ermittelte Volumen und/ 
oder Preisniveau für die in Absatz 5 genannten Auswirkungen auf den 
Wirtschaftszweig der Union verantwortlich sind und dass diese Aus­
wirkungen ein solches Ausmaß erreichen, dass sie als bedeutend be­
zeichnet werden können. 

(7) Andere bekannte Faktoren als die gedumpten Einfuhren, die den 
Wirtschaftszweig der Union zur gleichen Zeit schädigen, werden eben­
falls geprüft, um sicherzustellen, dass die durch diese anderen Faktoren 
verursachte Schädigung nicht nach Absatz 6 den gedumpten Einfuhren 
zugerechnet wird. In diesem Zusammenhang können unter anderem 

▼B
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folgende Faktoren berücksichtigt werden: Volumen und Preise der nicht 
gedumpten Einfuhren, Nachfragerückgang oder Veränderung der Ver­
brauchsgewohnheiten, handelsbeschränkende Praktiken der auslän­
dischen Hersteller und der Unionshersteller sowie Wettbewerb zwischen 
ihnen, Entwicklungen in der Technologie und Ausfuhrleistung und Pro­
duktivität des Wirtschaftszweiges der Union. 

(8) Die Auswirkungen der gedumpten Einfuhren werden an der Pro­
duktion der gleichartigen Ware des Wirtschaftszweigs der Union gemes­
sen, wenn die verfügbaren Informationen eine Abgrenzung dieser Pro­
duktion anhand von Kriterien wie Produktionsverfahren, Verkäufe und 
Gewinne der Hersteller erlauben. Lässt sich diese Produktion nicht ab­
grenzen, so werden die Auswirkungen der gedumpten Einfuhren an der 
Produktion der kleinsten die gleichartige Ware mit einschließenden 
Gruppe oder Palette von Waren gemessen, für die die erforderlichen 
Informationen erhältlich sind. 

(9) Die Feststellung, dass eine bedeutende Schädigung droht, muss 
auf Tatsachen beruhen und darf sich nicht lediglich auf Behauptungen, 
Vermutungen oder entfernte Möglichkeiten stützen. Das Eintreten von 
Umständen, unter denen das Dumping eine Schädigung verursachen 
würde, muss klar voraussehbar gewesen sein und unmittelbar bevorste­
hen. 

Bei der Feststellung, dass eine bedeutende Schädigung droht, werden 
unter anderem folgende Faktoren berücksichtigt: 

a) eine erhebliche Steigerungsrate bei den gedumpten Einfuhren auf 
dem Markt der Union als Indiz für einen voraussichtlichen erhebli­
chen Einfuhranstieg; 

b) genügend frei verfügbare Kapazitäten beim Ausführer oder eine un­
mittelbar bevorstehende, erhebliche Ausweitung seiner Kapazitäten 
als Indiz für einen voraussichtlichen erheblichen Anstieg der ge­
dumpten Ausfuhren in die Union, wobei zu berücksichtigen ist, in 
welchem Maße andere Ausfuhrmärkte zusätzliche Ausfuhren aufneh­
men können; 

c) die Frage, ob die Einfuhren zu Preisen getätigt werden, die in erheb­
lichem Maße Druck auf die Preise ausüben würden oder Preiserhö­
hungen, die andernfalls eingetreten wären, verhindern und die Nach­
frage nach weiteren Einfuhren voraussichtlich steigern würden; 

d) die Lagerbestände bei der untersuchten Ware. 

Keiner dieser Faktoren ist für sich genommen notwendigerweise aus­
schlaggebend, aber alle berücksichtigten Faktoren zusammen müssen zu 
der Schlussfolgerung führen, dass weitere gedumpte Ausfuhren unmit­
telbar bevorstehen und dass ohne die Einführung von Schutzmaßnah­
men eine bedeutende Schädigung verursacht würde. 

Artikel 4 

Bestimmung des Begriffs „Wirtschaftszweig der Union“ 

▼M2 
(1) Im Sinne dieser Verordnung gilt als „Wirtschaftszweig der Uni­
on“ die Gesamtheit der Unionshersteller von gleichartigen Waren oder 
der Teil von ihnen, dessen Produktion insgesamt einen erheblichen Teil 
der gesamten Unionsproduktion dieser Waren ausmacht; dabei gelten 
folgende Ausnahmen: 

▼B
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a) Sind Hersteller mit Ausführern oder Einführern geschäftlich verbun­
den oder selbst Einführer der angeblich gedumpten Ware, so ist es 
zulässig, unter dem Begriff „Wirtschaftszweig der Union“ nur die 
übrigen Hersteller zu verstehen. 

b) Unter außergewöhnlichen Umständen besteht die Möglichkeit, das 
Gebiet der Union für die betreffende Produktion in zwei oder 
mehr Wettbewerbsmärkte aufzuteilen und die Hersteller auf jedem 
einzelnen Markt als eigenen Wirtschaftszweig anzusehen, wenn 

i) die Hersteller auf einem solchen Markt ihre gesamte oder nahezu 
ihre gesamte Produktion der betreffenden Ware auf diesem Markt 
verkaufen, und 

ii) die Nachfrage auf diesem Markt nicht in erheblichem Maße von 
Herstellern der betreffenden Ware gedeckt wird, die ihren Stand­
ort in einer anderen Region der Union haben. 

Unter diesen Umständen kann eine Schädigung selbst dann festgestellt 
werden, wenn ein größerer Teil des gesamten Wirtschaftszweigs der 
Union nicht geschädigt wird, sofern sich die gedumpten Einfuhren auf 
einen solchen isolierten Markt konzentrieren und die Hersteller der ge­
samten oder nahezu gesamten Produktion auf diesem Markt schädigen. 

(2) Im Sinne des Absatzes 1 gilt ein Hersteller nur dann als mit 
einem Ausführer oder Einführer geschäftlich verbunden, wenn 

a) einer von ihnen direkt oder indirekt den anderen kontrolliert, oder 

b) beide von ihnen direkt oder indirekt von einem Dritten kontrolliert 
werden, 

c) sie gemeinsam direkt oder indirekt einen Dritten kontrollieren, sofern 
Grund zu der Annahme oder dem Verdacht besteht, dass der betref­
fende Hersteller aufgrund dieser geschäftlichen Verbindung anders 
handelt als ein unabhängiger Hersteller. 

Im Sinne dieses Absatzes gilt, dass einer einen anderen kontrolliert, 
wenn er rechtlich oder tatsächlich in der Lage ist, auf den anderen 
Zwang auszuüben oder ihm Weisungen zu erteilen. 

(3) Werden die Hersteller in einer bestimmten Region als Wirt­
schaftszweig der Union angesehen, so wird den Ausführern Gelegenheit 
gegeben, Verpflichtungen gemäß Artikel 8 für diese Region anzubieten. 
In solchen Fällen ist bei der Bewertung des Unionsinteresses der Maß­
nahmen den Interessen der Region in besonderem Maße Rechnung zu 
tragen. Wird eine angemessene Verpflichtung nicht umgehend angebo­
ten oder kommt es zu den in Artikel 8 Absätze 9 und 10 genannten 
Situationen, so kann ein vorläufiger oder ein endgültiger Zoll für die 
gesamte Union eingeführt werden. In diesen Fällen können die Zölle auf 
bestimmte Hersteller oder Ausführer beschränkt werden, soweit dies 
durchführbar ist. 

(4) Artikel 3 Absatz 8 findet auf diesen Artikel Anwendung. 

▼B
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Artikel 5 

Einleitung des Verfahrens 

(1) Vorbehaltlich von Absatz 6 wird eine Untersuchung zur Feststel­
lung des Vorliegens, des Umfangs und der Auswirkungen angeblicher 
Dumpingpraktiken auf einen schriftlichen Antrag eingeleitet, der von 
einer natürlichen oder juristischen Person oder einer Vereinigung ohne 
Rechtspersönlichkeit, die im Namen eines Wirtschaftszweigs der Union 
handelt, gestellt wird. 

▼M2 
Anträge können auch gemeinsam von einem Wirtschaftszweig der 
Union oder einer natürlichen oder juristischen Person oder einer Ver­
einigung ohne Rechtspersönlichkeit, die in deren Namen handelt, und 
Gewerkschaften gestellt oder von Gewerkschaften unterstützt werden. 
Dies berührt nicht die für den Wirtschaftszweig der Union bestehende 
Möglichkeit, den Antrag zurückzuziehen. 

▼B 
Der Antrag kann an die Kommission oder einen Mitgliedstaat gerichtet 
werden, der ihn an die Kommission weiterleitet. Die Kommission über­
mittelt den Mitgliedstaaten eine Abschrift aller Anträge, die ihr zugehen. 
Der Antrag gilt als an dem ersten Arbeitstag nach Eingang als Ein­
schreiben bei der Kommission oder nach Ausstellen einer Empfangs­
bestätigung durch die Kommission gestellt. 

Verfügt ein Mitgliedstaat, ohne dass ein Antrag gestellt worden ist, über 
ausreichende Beweise für das Vorliegen von Dumping und für eine 
dadurch verursachte Schädigung eines Wirtschaftszweigs der Union, 
so teilt er der Kommission diese Beweise unverzüglich mit. 

▼M2 
(1a) Die Kommission erleichtert heterogenen und fragmentierten 
Wirtschaftszweigen, die hauptsächlich aus kleinen und mittleren Unter­
nehmen (KMU) bestehen, mittels einer eigenen Informationsstelle für 
KMU den Zugang zu dem Handelsschutzinstrument, indem sie bei­
spielsweise zur Bewusstseinsbildung beiträgt, allgemeine Informationen 
und Erläuterungen zu Verfahren und zur Antragstellung bereitgestellt, 
Standardfragebögen in allen Amtssprachen der Union herausgibt und 
allgemeine, nicht fallbezogene Fragen beantwortet. 

Die Informationsstelle für KMU stellt Standardformulare für die im 
Rahmen der Repräsentativitätsprüfung zu übermittelnden statistischen 
Angaben und Fragebögen zur Verfügung. 

▼B 
(2) Ein Antrag nach Absatz 1 muss Beweise für das Vorliegen von 
Dumping und für eine Schädigung sowie für einen ursächlichen Zu­
sammenhang zwischen den angeblich gedumpten Einfuhren und der 
angeblichen Schädigung enthalten. Der Antrag enthält die folgenden 
dem Antragsteller üblicherweise zur Verfügung stehenden Informatio­
nen: 

a) Name des Antragstellers und Beschreibung des Volumens und des 
Wertes der Unionsproduktion der gleichartigen Ware durch den An­
tragsteller. Wird ein schriftlicher Antrag im Namen eines Wirt­
schaftszweigs der Union gestellt, so ist zur Identifizierung des Wirt­
schaftszweigs, in dessen Namen der Antrag gestellt wird, eine Liste 
aller bekannten Unionshersteller der gleichartigen Ware oder aller 
Zusammenschlüsse von Unionsherstellern der gleichartigen Ware 
und, soweit möglich, eine Beschreibung des Volumens und des 
Wertes der auf diese Hersteller entfallenden Unionsproduktion der 
gleichartigen Ware vorzulegen; 

▼B
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b) vollständige Beschreibung der angeblich gedumpten Ware, Namen 
der fraglichen Ursprungs- oder Ausfuhrländer, Namen aller bekann­
ten Ausführer oder ausländischen Hersteller sowie eine Liste der 
bekannten Einführer der betreffenden Ware; 

c) die Preise, zu denen die betreffende Ware zum Verbrauch auf den 
Inlandsmärkten der Ursprungs- oder Ausfuhrländer verkauft wird 
(oder, soweit angemessen, die Preise, zu denen die Ware aus den 
Ursprungs- oder Ausfuhrländern an ein oder mehrere Drittländer 
verkauft wird, oder über den rechnerisch ermittelten Wert der Ware), 
sowie die Ausfuhrpreise oder, soweit angemessen, die Preise, zu 
denen die Ware erstmals an einen unabhängigen Käufer in der Union 
weiterverkauft wird; 

d) die Entwicklung des Volumens der angeblich gedumpten Einfuhren, 
die Auswirkungen dieser Einfuhren auf die Preise der gleichartigen 
Ware auf dem Unionsmarkt und folglich auf den Wirtschaftszweig 
der Union, so wie sie sich beispielsweise in den in Artikel 3 Ab­
sätze 3 und 5 aufgeführten relevanten Faktoren und Indizes wider­
spiegeln, die die Lage des Wirtschaftszweigs der Union beeinflussen. 

(3) Die Kommission prüft, soweit möglich, die Richtigkeit und die 
Stichhaltigkeit der dem Antrag beigefügten Beweise, um festzustellen, 
ob genügend Beweise vorliegen, um die Einleitung einer Untersuchung 
zu rechtfertigen. 

(4) Eine Untersuchung nach Absatz 1 wird nur dann eingeleitet, 
wenn geprüft wurde, in welchem Maße der Antrag von den Unions­
herstellern der gleichartigen Ware unterstützt bzw. abgelehnt wird, und 
daraufhin festgestellt wurde, dass der Antrag von einem Wirtschafts­
zweig der Union oder in seinem Namen gestellt wurde. Der Antrag 
gilt als „von einem Wirtschaftszweig der Union oder in seinem Namen“ 
gestellt, wenn er von Unionsherstellern unterstützt wird, deren Produk­
tion insgesamt mehr als 50 v. H. der Gesamtproduktion der gleicharti­
gen Ware darstellt, die auf den Teil des Wirtschaftszweigs der Union 
entfällt, der den Antrag entweder unterstützt oder ablehnt. Eine Unter­
suchung wird jedoch nicht eingeleitet, wenn auf die Unionshersteller, 
die den Antrag ausdrücklich unterstützen, weniger als 25 v. H. der 
Gesamtproduktion der gleichartigen vom Wirtschaftszweig der Union 
hergestellten Ware entfallen. 

(5) Die Behörden geben den Antrag auf Einleitung einer Unter­
suchung nicht öffentlich bekannt, bevor ein Beschluss über die Einlei­
tung einer solchen Untersuchung ergangen ist. Nach Eingang eines mit 
den erforderlichen Unterlagen versehenen Antrags und vor der Einlei­
tung einer Untersuchung wird jedoch die Regierung des betroffenen 
Ausfuhrlandes unterrichtet. 

(6) Beschließt die Kommission unter besonderen Umständen, eine 
Untersuchung einzuleiten, ohne dass ein entsprechender schriftlicher 
Antrag von einem Wirtschaftszweig der Union oder in seinem Namen 
gestellt wurde, so erfolgt dies, wenn nach Absatz 2 genügend Beweise 
für das Dumping, eine Schädigung und einen ursächlichen Zusammen­
hang vorliegen, um die Einleitung einer Untersuchung zu rechtfertigen. 
Die Kommission unterrichtet die Mitgliedstaaten, wenn sie entschieden 
hat, dass eine Untersuchung eingeleitet werden muss. 

▼B
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(7) Die Beweise sowohl für das Dumping als auch für die Schädi­
gung werden bei dem Beschluss über die Einleitung einer Untersuchung 
gleichzeitig berücksichtigt. Ein Antrag wird zurückgewiesen, wenn ent­
weder die Beweise für das Dumping oder für die Schädigung nicht 
ausreichen, um eine Untersuchung des Falls zu rechtfertigen. Verfahren 
sind nicht gegen Länder einzuleiten, deren Einfuhren einen Marktanteil 
von weniger als 1 v. H. ausmachen, es sei denn, diese Länder erreichen 
zusammen 3 v. H. oder mehr des Unionsverbrauchs. 

(8) Der Antrag kann vor der Einleitung der Untersuchung zurück­
gezogen werden und gilt dann als nicht gestellt. 

(9) Stellt sich heraus, dass genügend Beweise vorliegen, um die Ein­
leitung eines Verfahrens zu rechtfertigen, so eröffnet die Kommission 
innerhalb von 45 Tagen nach dem Zeitpunkt der Antragstellung ein 
Verfahren und veröffentlicht eine Bekanntmachung im Amtsblatt der 
Europäischen Union. Reichen die Beweise nicht aus, so wird der An­
tragsteller hiervon innerhalb von 45 Tagen nach dem Zeitpunkt, zu dem 
der Antrag bei der Kommission gestellt worden ist, unterrichtet. Die 
Kommission unterrichtet die Mitgliedstaaten in der Regel innerhalb 
von 21 Tagen nach dem Zeitpunkt der Antragstellung bei der Kommis­
sion über die von ihr durchgeführte Prüfung des Antrags. 

(10) Die Bekanntmachung über die Einleitung des Verfahrens kün­
digt die Einleitung einer Untersuchung an, bezeichnet die betroffenen 
Waren und die betroffenen Länder, enthält eine Zusammenfassung der 
eingegangenen Informationen und den Hinweis, dass alle sachdienlichen 
Informationen der Kommission zu übermitteln sind. 

Darin werden die Fristen festgesetzt, innerhalb deren interessierte Par­
teien sich selbst melden, ihren Standpunkt schriftlich darlegen und In­
formationen unterbreiten können, wenn solche Standpunkte und Infor­
mationen während der Untersuchung berücksichtigt werden sollen; fer­
ner wird die Frist festgesetzt, innerhalb deren interessierte Parteien bei 
der Kommission einen Antrag auf Anhörung nach Artikel 6 Absatz 5 
stellen können. 

(11) Die Kommission unterrichtet die bekanntermaßen betroffenen 
Ausführer, Einführer und repräsentativen Verbände von Einführern 
und Ausführern sowie die Vertreter des Ausfuhrlandes und die Antrag­
steller über die Einleitung des Verfahrens und übermittelt unter gebüh­
render Wahrung der Vertraulichkeit der Informationen den bekannter­
maßen betroffenen Ausführern sowie den Behörden des Ausfuhrlandes 
den vollen Wortlaut des schriftlichen Antrags nach Absatz 1 und stellt 
ihn auf Antrag auch den anderen einbezogenen interessierten Parteien 
zur Verfügung. Wenn besonders viele Ausführer betroffen sind, kann 
der volle Wortlaut des schriftlichen Antrags lediglich den Behörden des 
Ausfuhrlandes oder dem zuständigen Wirtschaftsverband übermittelt 
werden. 

(12) Eine Antidumpinguntersuchung steht der Zollabfertigung nicht 
entgegen. 

Artikel 6 

Untersuchung 

(1) Nach Einleitung des Verfahrens leitet die Kommission in Zusam­
menarbeit mit den Mitgliedstaaten eine Untersuchung auf Unionsebene 
ein. Diese Untersuchung erstreckt sich sowohl auf das Dumping als 
auch auf die Schädigung, die gleichzeitig untersucht werden. 

▼B
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Für die Zwecke einer repräsentativen Feststellung wird ein Unter­
suchungszeitraum gewählt, der im Fall von Dumping normalerweise 
einen der Einleitung des Verfahrens unmittelbar vorangehenden Zeit­
raum von mindestens sechs Monaten umfasst. 

Informationen, die für einen Zeitraum nach diesem Untersuchungszeit­
raum vorgelegt werden, werden normalerweise nicht berücksichtigt. 

(2) Den Parteien, denen im Rahmen einer Antidumpinguntersuchung 
Fragebogen zugesandt werden, wird eine Beantwortungsfrist von min­
destens 30 Tagen eingeräumt. Die Frist für die Ausführer beginnt an 
dem Tag des Eingangs des Fragebogens, wobei davon ausgegangen 
wird, dass der Fragebogen eine Woche nach dem Tag eingeht, an 
dem er an den Ausführer abgesandt oder der zuständigen diplomati­
schen Vertretung des Ausfuhrlandes übermittelt wurde. Eine Verlänge­
rung der 30-Tage-Frist kann unter gebührender Berücksichtigung der 
Fristen für die Untersuchung gewährt werden, sofern die Partei wegen 
besonderer Umstände einen triftigen Grund für diese Verlängerung an­
geben kann. 

(3) Die Kommission kann die Mitgliedstaaten ersuchen, ihr Aus­
künfte zu erteilen, und die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
Vorkehrungen, um den Ersuchen der Kommission nachzukommen. 

Sie übermitteln der Kommission die erbetenen Auskünfte sowie die 
Ergebnisse der angestellten Nachprüfungen, Kontrollen oder Unter­
suchungen. 

Sind diese Informationen von allgemeinem Interesse, und ist ihre Wei­
tergabe von einem Mitgliedstaat erbeten worden, so übermittelt die 
Kommission diese Informationen den Mitgliedstaaten, es sei denn, sie 
sind vertraulich; in diesem Fall wird eine nichtvertrauliche Zusammen­
fassung übermittelt. 

(4) Die Kommission kann die Mitgliedstaaten ersuchen, alle erforder­
lichen Nachprüfungen und Kontrollen durchzuführen, und zwar ins­
besondere bei Einführern, Händlern und Herstellern der Union, und 
Untersuchungen in Drittländern durchzuführen, sofern die betroffenen 
Unternehmen ihre Zustimmung erteilen und die offiziell unterrichtete 
Regierung des betreffenden Landes keine Einwände erhebt. 

Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen Vorkehrungen, um den 
Ersuchen der Kommission nachzukommen. 

Bedienstete der Kommission können auf Antrag der Kommission oder 
auf Antrag eines Mitgliedstaats die Bediensteten der Mitgliedstaaten bei 
der Erfüllung ihrer Aufgaben unterstützen. 

(5) Die interessierten Parteien, die sich gemäß Artikel 5 Absatz 10 
selbst gemeldet haben, werden angehört, wenn sie innerhalb der in der 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union festgesetzten 
Frist eine solche Anhörung schriftlich beantragen und dabei nachweisen, 
dass sie eine interessierte Partei sind, die wahrscheinlich vom Ergebnis 
des Verfahrens betroffen sein wird und dass besondere Gründe für ihre 
Anhörung sprechen. 

(6) Auf Antrag erhalten die Einführer, die Ausführer, die Vertreter 
der Regierung des Ausfuhrlandes und die Antragsteller, die sich gemäß 
Artikel 5 Absatz 10 selbst gemeldet haben, Gelegenheit, mit den Par­
teien zusammenzutreffen, die entgegengesetzte Interessen vertreten, da­
mit gegenteilige Ansichten geäußert und Gegenargumente vorgebracht 
werden können. 

▼B
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Dabei wird der notwendigen Wahrung der Vertraulichkeit und den prak­
tischen Bedürfnissen der Parteien Rechnung getragen. 

Die Parteien sind nicht verpflichtet, an solchen Zusammenkünften teil­
zunehmen, und ihre Abwesenheit ist ihrer Sache nicht abträglich. 

Mündliche Informationen nach diesem Absatz werden nur berücksich­
tigt, sofern sie in schriftlicher Form nachgereicht werden. 

▼M2 
(7) Die Unionshersteller, die Gewerkschaften, die Einführer und Aus­
führer sowie ihre repräsentativen Verbände, die Verwender- und Ver­
braucherorganisationen, die sich gemäß Artikel 5 Absatz 10 selbst ge­
meldet haben, sowie die Vertreter des Ausfuhrlandes können auf schrift­
lichen Antrag alle von einer von der Untersuchung betroffenen Partei 
zur Verfügung gestellten Unterlagen mit Ausnahme der von den Behör­
den der Union oder ihrer Mitgliedstaaten erstellten internen Dokumente 
einsehen, die für die Darlegung ihres Standpunktes erheblich und nicht 
vertraulich im Sinne des Artikels 19 sind und bei der Untersuchung 
verwendet werden. 

▼B 
Diese Parteien können zu diesen Unterlagen Stellung nehmen, und ihre 
Kommentare werden berücksichtigt soweit sie hinreichend begründet 
worden sind. 

(8) Außer unter den in Artikel 18 genannten Umständen werden die 
von interessierten Parteien beigebrachten Informationen, auf die sich die 
Feststellungen stützen, soweit wie möglich auf ihre Richtigkeit geprüft. 

▼M2 
(9) Bei Verfahren nach Artikel 5 Absatz 9 wird die Untersuchung, 
wenn möglich, innerhalb eines Jahres abgeschlossen. In jedem Fall 
werden diese Untersuchungen innerhalb von 14 Monaten nach ihrer 
Einleitung auf der Grundlage der gemäß Artikel 8 für Verpflichtungen 
oder gemäß Artikel 9 für endgültige Maßnahmen getroffenen Feststel­
lungen abgeschlossen. Die Untersuchungszeiträume werden, insbeson­
dere im Fall von heterogenen und fragmentierten Wirtschaftszweigen, 
die hauptsächlich aus KMU bestehen, so weit wie möglich an das 
Geschäftsjahr angepasst. 

(10) Die Unionshersteller der gleichartigen Ware sind dazu aufgefor­
dert, bei nach Artikel 5 Absatz 6 eingeleiteten Untersuchungen mit der 
Kommission zusammenzuarbeiten. 

(11) Das Büro des Anhörungsbeauftragten, dessen Befugnisse und 
Zuständigkeiten in dem von der Kommission angenommenen Mandat 
festgelegt sind, wird bei der Kommission eingerichtet; der Anhörungs­
beauftragte stellt sicher, dass die interessierten Parteien ihre Verfahrens­
rechte wirksam wahrnehmen können. 

▼B 

Artikel 7 

Vorläufige Maßnahmen 

▼M2 
(1) Vorläufige Zölle können auferlegt werden, wenn 

a) ein Verfahren nach Artikel 5 eingeleitet wurde, 

▼B
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b) eine entsprechende Bekanntmachung veröffentlicht wurde und die 
interessierten Parteien nach Artikel 5 Absatz 10 eine ausreichende 
Gelegenheit erhielten, Informationen vorzulegen und Stellungnahmen 
abzugeben, 

c) wenn vorläufig festgestellt wurde, dass Dumping vorliegt und ein 
Wirtschaftszweig der Union dadurch geschädigt wird, und 

d) wenn im Interesse der Union ein Eingreifen zur Verhinderung dieser 
Schädigung erforderlich ist. 

Die vorläufigen Zölle werden frühestens 60 Tage, im Normalfall spä­
testens sieben Monate, in jedem Fall jedoch spätestens acht Monate 
nach der Einleitung des Verfahrens eingeführt. 

Im Anschluss an die Unterrichtung der interessierten Parteien nach Ar­
tikel 19a wird drei Wochen lang auf die Erhebung vorläufiger Zölle 
verzichtet (Vorunterrichtungszeitraum). Die Unterrichtung greift einem 
etwaigen späteren entsprechenden Beschluss der Kommission nicht vor. 

Die Kommission überprüft bis zum 9. Juni 2020, ob es während des 
Vorunterrichtungszeitraums zu einem erheblichen Anstieg der Einfuhren 
gekommen ist, und, sollte dies der Fall sein, ob der Wirtschaftszweig 
der Union trotz der Maßnahmen, die die Kommission aufgrund von 
Artikel 14 Absatz 5a und Artikel 9 Absatz 4 gegebenenfalls ergriffen 
hat, durch diesen Anstieg zusätzlich geschädigt wurde. Hierbei stützt 
sich die Kommission insbesondere auf die Daten, die nach Artikel 14 
Absatz 6 erhoben werden, sowie auf alle ihr zur Verfügung stehenden 
einschlägigen Informationen. Die Kommission erlässt gemäß Artikel 23a 
einen delegierten Rechtsakt, durch den der Vorunterrichtungszeitraum 
auf zwei Wochen verkürzt wird, wenn es zu einem erheblichen Anstieg 
der Einfuhren gekommen ist, durch den ein Wirtschaftszweig der Union 
zusätzlich geschädigt wurde, beziehungsweise auf vier Wochen verlän­
gert wird, wenn dies nicht der Fall war. 

Gleichzeitig mit der Unterrichtung der interessierten Parteien nach Ar­
tikel 19a teilt die Kommission auf ihrer Website öffentlich mit, dass sie 
beabsichtigt, vorläufige Zölle einzuführen; diese Mitteilung enthält In­
formationen über die eventuellen Zollsätze. 

▼B 
(2) Der Betrag des vorläufigen Zolls darf die vorläufig ermittelte 
Dumpingspanne nicht übersteigen; er sollte jedoch niedriger sein als 
die Dumpingspanne, wenn ein niedrigerer Zoll ausreicht, um die Schä­
digung des Wirtschaftszweigs der Union zu beseitigen. 

▼M2 
(2a) Bei der Prüfung, ob ein unter der Dumpingspanne liegender Zoll 
ausreicht, um die Schädigung zu beseitigen, berücksichtigt die Kommis­
sion, ob es Verzerrungen des Rohstoffangebots bei der betroffenen 
Ware gibt. 

Im Sinne dieses Absatzes sind Verzerrungen des Rohstoffangebots die 
folgenden Maßnahmen: Doppelpreissysteme, Ausfuhrsteuern, Ausfuhr­
ergänzungsabgaben, Ausfuhrquoten, Ausfuhrverbote, Finanzabgaben auf 
Ausfuhren, Lizenzanforderungen, Mindestausfuhrpreise, die Minderung 
oder Aufhebung der Mehrwertsteuererstattung, Einschränkungen an der 

▼M2
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Zollabfertigungsstelle für Ausführer, Verzeichnisse qualifizierter Aus­
führer, die Pflicht, den heimischen Markt mit einem bestimmten Anteil 
der Produktion zu beliefern (Domestic Market Obligation), unterneh­
mensgebundene Schürfrechte, wenn der Preis eines Rohstoffs deutlich 
unter dem Preis auf repräsentativen internationalen Märkten liegt. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 23a de­
legierte Rechtsakte zur Änderung dieser Verordnung durch Hinzufügung 
weiterer Verzerrungen des Rohstoffangebots zu der in Unterabsatz 2 des 
vorliegenden Absatzes genannten Liste zu erlassen, falls in dem „Inven­
tory on export restrictions on industrial raw material“ der OECD (Ver­
zeichnis von Ausfuhrbeschränkungen für industriell genutzte Rohstoffe) 
oder jedweder anderen Datenbank der OECD, die dieses Verzeichnis 
ersetzt, andere Arten von Maßnahmen aufgeführt werden. 

Die Untersuchung erstreckt sich auf alle in Unterabsatz 2 des vorlie­
genden Absatzes aufgeführten Verzerrungen des Rohstoffangebots, für 
deren Vorliegen der Kommission ausreichende Beweise nach Artikel 5 
zur Verfügung stehen. 

Für die Zwecke dieser Verordnung müssen mindestens 17 % der Her­
stellungskosten der betreffenden Ware auf einen einzelnen unverarbei­
teten oder verarbeiteten Rohstoff — einschließlich Energie —, bei dem 
eine Verzerrung festgestellt wird, entfallen. Für die Zwecke dieser Be­
rechnung wird ein unverzerrter Preis des Rohstoffs, der sich auf reprä­
sentativen internationalen Märkten gebildet hat, verwendet. 

(2b) Kommt die Kommission auf der Grundlage aller vorgelegten 
Informationen eindeutig zu dem Ergebnis, dass es im Interesse der 
Union liegt, den Betrag der vorläufigen Zölle gemäß Absatz 2a zu 
bestimmen, findet Absatz 2 des vorliegenden Artikels keine Anwen­
dung. Die Kommission bemüht sich aktiv um Informationen von den 
interessierten Parteien, um festlegen zu können, ob Absatz 2 oder Ab­
satz 2a des vorliegenden Artikels Anwendung findet. In dieser Hinsicht 
prüft die Kommission alle sachdienlichen Informationen wie beispiels­
weise das Vorhandensein von Kapazitätsreserven im Ausfuhrland, den 
Wettbewerb um Rohstoffe und die Auswirkungen auf die Lieferketten 
für Unionsunternehmen. Im Falle fehlender Mitarbeit kann die Kommis­
sion zu dem Schluss kommen, dass es mit dem Interesse der Union im 
Einklang steht, Absatz 2a des vorliegenden Artikels anzuwenden. Bei 
der Prüfung des Unionsinteresses gemäß Artikel 21 wird dieser Frage 
besondere Beachtung geschenkt. 

(2c) Wird die Schädigungsspanne auf der Grundlage eines Zielprei­
ses berechnet, so wird die herangezogene Zielgewinnspanne unter Be­
rücksichtigung von Faktoren wie der Höhe der Rentabilität vor der 
Steigerung der Einfuhren aus dem Land, das Gegenstand der Unter­
suchung ist, der Höhe der Rentabilität, die zur Deckung sämtlicher 
Kosten und Investitionen, Forschung und Entwicklung (FuE) sowie 
Innovation erforderlich ist, und der Höhe der Rentabilität, die unter 
normalen Wettbewerbsbedingungen zu erwarten ist, festgelegt. Diese 
Gewinnspanne darf nicht niedriger als 6 % sein. 

(2d) Bei der Festlegung des Zielpreises werden die tatsächlichen Her­
stellungskosten des Wirtschaftszweigs der Union, wie sie sich aus den 
multilateralen Umweltübereinkünften und den zugehörigen Protokollen, 
deren Vertragspartei die Union ist, oder aus den in Anhang Ia dieser 
Verordnung aufgeführten Übereinkommen der Internationalen Arbeits­
organisation (IAO) ergeben, gebührend berücksichtigt. Darüber hinaus 

▼M2
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werden künftige, nicht unter Absatz 2c dieses Artikels fallende Kosten, 
die sich aus diesen Übereinkünften und Übereinkommen ergeben und 
die dem Wirtschaftszweig der Union während des Zeitraums der An­
wendung der Maßnahme nach Artikel 11 Absatz 2 entstehen, berück­
sichtigt. 

▼B 
(3) Die vorläufigen Zölle sind in Form einer Sicherheitsleistung zu 
sichern, und die Überführung der betreffenden Waren in den freien 
Verkehr in der Union wird von der Leistung einer solchen Sicherheit 
abhängig gemacht. 

(4) Die Kommission trifft vorläufige Maßnahmen gemäß dem in 
Artikel 15 Absatz 4 vorgesehenen Verfahren. 

(5) Beantragt ein Mitgliedstaat ein umgehendes Eingreifen der Kom­
mission und sind die Voraussetzungen von Absatz 1 erfüllt, so be­
schließt die Kommission innerhalb von höchstens fünf Arbeitstagen 
nach Eingang des Antrags, ob ein vorläufiger Antidumpingzoll ein­
zuführen ist. 

(6) Die Geltungsdauer vorläufiger Zölle kann auf sechs Monate be­
schränkt und um weitere drei Monate verlängert werden oder aber neun 
Monate betragen. Sie darf jedoch nur verlängert werden oder neun 
Monate betragen, wenn die Ausführer, auf die ein erheblicher Prozent­
satz des betreffenden Handels entfällt, dies beantragen oder nach Mit­
teilung durch die Kommission keine Einwände erheben. 

Artikel 8 

Verpflichtungen 

▼M2 
(1) Wurde im Rahmen der vorläufigen Sachaufklärung das Vorliegen 
von Dumping und Schädigung festgestellt, kann die Kommission gemäß 
dem in Artikel 15 Absatz 2 vorgesehenen Beratungsverfahren zufrieden­
stellende freiwillige Verpflichtungsangebote annehmen, in denen sich 
ein Ausführer verpflichtet, seine Preise zu ändern oder die Ausfuhren 
zu Dumpingpreisen zu unterlassen, sofern die schädigenden Auswirkun­
gen des Dumpings auf diese Weise beseitigt werden. 

In diesem Fall gelten von der Kommission gemäß Artikel 7 Absatz 1 
eingeführte vorläufige Zölle bzw. gemäß Artikel 9 Absatz 4 eingeführte 
endgültige Zölle während der Geltungsdauer dieser Verpflichtungen 
nicht für die Einfuhren der betroffenen Ware, die von den Unternehmen 
hergestellt werden, die im Beschluss der Kommission zur Annahme des 
Verpflichtungsangebots und in etwaigen späteren Änderungen dieses 
Beschlusses aufgeführt sind. 

Preiserhöhungen aufgrund dieser Verpflichtungen dürfen nicht höher 
sein, als es zum Ausgleich der Dumpingspanne erforderlich ist; sie 
müssen niedriger als die Dumpingspanne sein, wenn diese Erhöhungen 
ausreichen, um die Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union zu 
beseitigen. 

Bei der Prüfung der Frage, ob aufgrund dieser Verpflichtungen vor­
genommene Preiserhöhungen, die unter der Dumpingspanne liegen, aus­
reichend sind, um die Schädigung zu beseitigen, gelten Artikel 7 Ab­
sätze 2a, 2b, 2c und 2d entsprechend. 

▼M2
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(2) Verpflichtungen können von der Kommission vorgeschlagen wer­
den, aber ein Ausführer ist nicht verpflichtet, derartige Verpflichtungen 
einzugehen. Die Tatsache, dass Ausführer solche Verpflichtungen nicht 
anbieten oder einer Aufforderung hierzu nicht nachkommen, wirkt sich 
nicht nachteilig auf die Prüfung des Falls aus. 

Jedoch kann festgestellt werden, dass eine drohende Schädigung mit 
größerer Wahrscheinlichkeit eintreten wird, wenn die gedumpten Ein­
fuhren anhalten. Verpflichtungen dürfen von den Ausführern nur dann 
verlangt oder angenommen werden, wenn vorläufig festgestellt wurde, 
dass Dumping vorliegt und dass dadurch eine Schädigung verursacht 
wird. 

▼M2 
Außer unter außergewöhnlichen Umständen müssen Verpflichtungen 
spätestens fünf Tage vor Ende des Zeitraums angeboten werden, in 
dem gemäß Artikel 20 Absatz 5 Bemerkungen vorgebracht werden 
können, sodass auch für andere Parteien Gelegenheit zur Stellungnahme 
besteht. 

(3) Verpflichtungsangebote brauchen nicht angenommen zu werden, 
wenn ihre Annahme als nicht sinnvoll angesehen wird, beispielsweise 
weil die Zahl der tatsächlichen oder potenziellen Ausführer zu groß ist 
oder andere Gründe, einschließlich Erwägungen grundsätzlicher Art, zu 
denen insbesondere die Grundsätze und Verpflichtungen gehören, die 
sich aus multilateralen Umweltübereinkünften und den zugehörigen Pro­
tokollen, deren Vertragspartei die Union ist, sowie den in Anhang Ia 
dieser Verordnung aufgeführten Übereinkommen der IAO ergeben, da­
gegen sprechen. Dem betroffenen Ausführer kann der Grund, aus dem 
beabsichtigt wird, die Ablehnung des Verpflichtungsangebots vor­
zuschlagen, mitgeteilt und Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben wer­
den. Die Gründe für die Ablehnung werden in dem endgültigen Be­
schluss dargelegt. 

(4) Die Parteien, die eine Verpflichtung anbieten, müssen eine im 
Sinne von Artikel 19 aussagekräftige nicht vertrauliche Fassung dieser 
Verpflichtung vorlegen, damit sie den von der Untersuchung betroffe­
nen Parteien, dem Europäischen Parlament und dem Rat zur Verfügung 
gestellt werden kann. 

Vor der Annahme eines solchen Angebots erhält außerdem der Wirt­
schaftszweig der Union die Möglichkeit, zu den wichtigsten Merkmalen 
der Verpflichtung Stellung zu nehmen. 

▼B 
(5) Werden Verpflichtungen angenommen, so wird die Untersuchung 
eingestellt. Die Kommission stellt die Untersuchung gemäß dem in 
Artikel 15 Absatz 3 vorgesehenen Prüfverfahren ein. 

(6) Werden Verpflichtungen angenommen, so wird die Untersuchung 
des Dumpings und der Schädigung normal abgeschlossen. Wird in die­
sem Fall festgestellt, dass kein Dumping oder keine Schädigung vor­
liegt, so wird die Verpflichtung automatisch hinfällig, es sei denn, diese 
Feststellung ist weitgehend auf das Bestehen einer Verpflichtung zu­
rückzuführen. In diesen Fällen kann verlangt werden, dass die Ver­
pflichtung über einen angemessenen Zeitraum aufrechterhalten wird. 

Wird festgestellt, dass Dumping und eine Schädigung vorliegen, so wird 
die Verpflichtung entsprechend den Verpflichtungsbedingungen und 
dieser Verordnung aufrechterhalten. 

▼B
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(7) Die Kommission verlangt von jedem Ausführer, von dem eine 
Verpflichtung angenommen wurde, dass er in regelmäßigen Abständen 
Informationen über die Einhaltung dieser Verpflichtung erteilt und die 
Überprüfung der diesbezüglichen Angaben gestattet. Kommt der Aus­
führer diesem Verlangen nicht nach, so wird dies als eine Verletzung 
der Verpflichtung angesehen. 

(8) Werden Verpflichtungen von bestimmten Ausführern im Laufe 
einer Untersuchung angenommen, so gelten sie gemäß Artikel 11 als 
von dem Zeitpunkt an wirksam, zu dem die Untersuchung für das Aus­
fuhrland abgeschlossen wird. 

(9) Wird eine Verpflichtung von einer Partei verletzt oder zurück­
genommen, oder widerruft die Kommission die Annahme der Verpflich­
tung, so wird die Annahme der Verpflichtung durch einen Beschluss der 
Kommission oder gegebenenfalls eine Verordnung der Kommission wi­
derrufen, und es gilt automatisch der von der Kommission gemäß Ar­
tikel 7 eingeführte vorläufige Zoll oder der gemäß Artikel 9 Absatz 4 
eingeführte endgültige Zoll, sofern der betroffene Ausführer Gelegenheit 
zur Stellungnahme erhalten hat, es sei denn, er hat die Verpflichtung 
selbst zurückgenommen. Die Kommission unterrichtet die Mitgliedstaa­
ten, wenn sie beschließt, eine Verpflichtung zurückzunehmen. 

Jede betroffene Partei und jeder Mitgliedstaat können Informationen 
vorlegen, die Anscheinsbeweise dafür enthalten, dass eine Verpflichtung 
verletzt wurde. Die anschließende Prüfung, ob eine Verletzung der Ver­
pflichtung vorliegt, wird normalerweise innerhalb von sechs Monaten, 
keinesfalls aber später als neun Monate nach der Stellung eines ord­
nungsgemäß begründeten Antrags abgeschlossen. 

Die Kommission kann die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
um Unterstützung bei der Überwachung der Verpflichtungen ersuchen. 

(10) Ein vorläufiger Zoll kann gemäß Artikel 7 auf der Grundlage 
der besten verfügbaren Informationen eingeführt werden, sofern Grund 
zu der Annahme besteht, dass eine Verpflichtung verletzt worden ist, 
oder im Fall der Verletzung oder der Rücknahme einer Verpflichtung, 
sofern die Untersuchung, die zu der Verpflichtung führte, nicht abge­
schlossen wurde. 

Artikel 9 

Abschluss ohne Maßnahmen; Einführung endgültiger Zölle 

(1) Wird der Antrag zurückgenommen, so kann das Verfahren abge­
schlossen werden, es sei denn, dass dies nicht im Interesse der Union 
liegt. 

(2) Stellt sich heraus, dass keine Schutzmaßnahmen notwendig sind, 
so wird die Untersuchung oder das Verfahren eingestellt. Die Kommis­
sion stellt die Untersuchung gemäß dem in Artikel 15 Absatz 3 vor­
gesehenen Prüfverfahren ein. 

▼M2 
(3) Bei einem Verfahren, das gemäß Artikel 5 Absatz 9 eingeleitet 
wurde, wird die Schädigung normalerweise als unerheblich angesehen, 
wenn die betreffenden Einfuhren unter den in Artikel 5 Absatz 7 fest­
gelegten Mengen liegen. Das gleiche Verfahren wird unverzüglich ein­
gestellt, wenn festgestellt wird, dass die Dumpingspanne, ausgedrückt 
als Prozentsatz des Ausfuhrpreises, weniger als 2 v. H. beträgt. 

▼B
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(4) Ergibt sich aus der endgültigen Feststellung des Sachverhalts, 
dass Dumping und eine dadurch verursachte Schädigung vorliegen 
und im Unionsinteresse ein Eingreifen gemäß Artikel 21 erforderlich 
ist, so führt die Kommission gemäß dem in Artikel 15 Absatz 3 vor­
gesehenen Prüfverfahren einen endgültigen Antidumpingzoll ein. Sind 
bereits vorläufige Zölle in Kraft, leitet die Kommission dieses Verfahren 
spätestens einen Monat vor Außerkrafttreten dieser Zölle ein. 

Der Antidumpingzoll darf die festgestellte Dumpingspanne nicht über­
steigen; er sollte jedoch unter der Dumpingspanne liegen, wenn ein 
niedrigerer Zoll ausreicht, um die Schädigung des Wirtschaftszweigs 
der Union zu beseitigen. Artikel 7 Absätze 2a, 2b, 2c und 2d gilt ent­
sprechend. 

Hat die Kommission keine Einfuhren erfasst, stellt aber nach Analyse 
aller ihr zur Verfügung stehenden einschlägigen Informationen beim 
Erlass endgültiger Maßnahmen fest, dass bei den Einfuhren, die Gegen­
stand der Untersuchung sind, während des Vorunterrichtungszeitraums 
ein zusätzlicher erheblicher Anstieg zu verzeichnen ist, so berücksichtigt 
die Kommission die zusätzliche Schädigung, die durch diesen Anstieg 
entstanden ist, bei der Festlegung der Schadensspanne während eines 
Zeitraums, der den in Artikel 11 Absatz 2 genannten Zeitraum nicht 
überschreitet. 

▼B 
(5) Ein Antidumpingzoll wird jeweils in der angemessenen Höhe 
ohne Diskriminierung auf alle Einfuhren der Ware gleich welcher Her­
kunft eingeführt, sofern festgestellt wurde, dass sie gedumpt sind und 
eine Schädigung verursachen; ausgenommen sind die Einfuhren von 
Parteien, von denen gemäß dieser Verordnung Verpflichtungen an­
genommen wurden. 

In der Verordnung, mit der die Antidumpingmaßnahmen festgesetzt 
werden, wird der Zoll für jeden einzelnen Lieferanten oder, wenn dies 
nicht praktikabel ist, für das betroffene Lieferland festgesetzt. Dessen 
ungeachtet können Lieferanten, die rechtlich getrennt von anderen Lie­
feranten oder rechtlich getrennt vom Staat sind, zum Zwecke der Fest­
setzung des Zolls als eine Einheit betrachtet werden. Bei der Anwen­
dung dieses Unterabsatzes können Faktoren wie strukturelle oder gesell­
schaftsrechtliche Verbindungen zwischen den Lieferanten und dem Staat 
oder zwischen Lieferanten, die Kontrolle oder erhebliche Einflussnahme 
durch den Staat in Bezug auf Preisgestaltung und Produktion oder die 
Wirtschaftsstruktur des Lieferlandes berücksichtigt werden. 

(6) Wenn die Kommission ihre Untersuchung gemäß Artikel 17 be­
schränkt hat, dürfen die Antidumpingzölle auf die Einfuhren von Aus­
führern oder Herstellern, die sich gemäß Artikel 17 selbst gemeldet 
haben, aber nicht in die Untersuchung einbezogen wurden, die gewo­
gene durchschnittliche Dumpingspanne nicht übersteigen, die für die in 
die Stichprobe einbezogenen Parteien ermittelt wurde, und zwar un­
abhängig davon, ob der Normalwert für diese Parteien auf der Grund­
lage des Artikels 2 Absätze 1 bis 6 oder auf der Grundlage des Arti­
kels 2 Absatz 7 Buchstabe a ermittelt wurde. 

Für die Zwecke dieses Absatzes lässt die Kommission Dumpingspan­
nen, deren Höhe Null beträgt, geringfügig ist oder gemäß Artikel 18 
ermittelt wurde, unberücksichtigt. 

Auf Einfuhren von Ausführern oder Herstellern, denen gemäß Artikel 17 
eine individuelle Behandlung gewährt wird, werden individuelle Zölle 
angewandt. 

▼M2
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Artikel 10 

Rückwirkung 

(1) Vorläufige Maßnahmen und endgültige Antidumpingzölle werden 
nur auf Waren angewendet, die nach dem Zeitpunkt, zu dem die gemäß 
Artikel 7 Absatz 1 bzw. Artikel 9 Absatz 4 gefasste Maßnahme in Kraft 
tritt, in den zollrechtlich freien Verkehr übergeführt werden, vorbehalt­
lich der in dieser Verordnung genannten Ausnahmen. 

(2) Ist ein vorläufiger Zoll eingeführt worden und wird endgültig 
festgestellt, dass Dumping und eine Schädigung vorliegen, so beschließt 
die Kommission, unabhängig davon, ob ein endgültiger Antidumping­
zoll aufzuerlegen ist, inwieweit der vorläufige Zoll endgültig zu ver­
einnahmen ist. 

In diesem Fall bedeutet „Schädigung“ weder die erhebliche Verzöge­
rung der Errichtung eines Wirtschaftszweigs der Union noch das Drohen 
einer bedeutenden Schädigung, es sei denn, es wird festgestellt, dass aus 
dieser drohenden Schädigung ohne die vorläufigen Maßnahmen tatsäch­
lich eine bedeutende Schädigung entstanden wäre. In allen anderen 
Fällen einer solchen drohenden Schädigung oder Verzögerung werden 
die vorläufigen Beträge freigegeben, und endgültige Zölle können nur 
ab dem Zeitpunkt der Feststellung einer drohenden Schädigung oder 
einer erheblichen Verzögerung eingeführt werden. 

(3) Ist der endgültige Antidumpingzoll höher als der vorläufige Zoll, 
so wird der Differenzbetrag nicht erhoben. Ist der endgültige Zoll nied­
riger als der vorläufige Zoll, so wird der Zoll neu berechnet. Im Fall 
einer negativen endgültigen Feststellung wird der vorläufige Zoll nicht 
bestätigt. 

(4) Ein endgültiger Antidumpingzoll kann auf Waren erhoben wer­
den, die innerhalb von 90 Tagen vor dem Zeitpunkt der Anwendung der 
vorläufigen Maßnahmen, aber nicht vor der Einleitung der Unter­
suchung in den zollrechtlich freien Verkehr übergeführt wurden, sofern: 

a) die Einfuhren gemäß Artikel 14 Absatz 5 zollamtlich erfasst wurden; 

b) die betreffenden Einführer von der Kommission Gelegenheit zur 
Stellungnahme erhielten; 

c) bei der betreffenden Ware schon früher Dumping über einen länge­
ren Zeitraum vorlag oder der Einführer nach dem Ausmaß des Dum­
pings und der angeblichen oder festgestellten Schädigung von dem 
Dumping Kenntnis hatte oder hätte haben müssen und 

d) zusätzlich zu der Höhe der Einfuhren, die die Schädigung im Unter­
suchungszeitraum verursachten, ein erheblicher Anstieg der Einfuh­
ren verzeichnet wird, der in Anbetracht der Zeitspanne und des 
Volumens und sonstiger Umstände die Abhilfewirkung des anzuwen­
denden endgültigen Antidumpingzolls wahrscheinlich ernsthaft un­
tergraben wird. 

(5) Im Fall der Verletzung oder Rücknahme von Verpflichtungen 
können endgültige Zölle auf Waren erhoben werden, die innerhalb 
von 90 Tagen vor der Anwendung vorläufiger Maßnahmen in den zoll­
rechtlich freien Verkehr übergeführt wurden, sofern die Einfuhren ge­
mäß Artikel 14 Absatz 5 zollamtlich erfasst wurden und eine solche 
rückwirkende Erhebung nicht für die Einfuhren gilt, die vor der Ver­
letzung oder Kündigung der Verpflichtung in den zollrechtlich freien 
Verkehr überführt wurden. 

▼B
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Artikel 11 

Geltungsdauer, Überprüfung und Erstattung 

(1) Eine Antidumpingmaßnahme bleibt nur so lange und in dem 
Umfang in Kraft, wie dies notwendig ist, um das schädigende Dumping 
unwirksam zu machen. 

(2) Eine endgültige Antidumpingmaßnahme tritt fünf Jahre nach ihrer 
Einführung oder fünf Jahre nach dem Datum des Abschlusses der letz­
ten Überprüfung außer Kraft, die sowohl das Dumping als auch die 
Schädigung betraf, außer wenn in einer Überprüfung festgestellt wird, 
dass das Dumping und die Schädigung bei einem Auslaufen der Maß­
nahme wahrscheinlich anhalten oder erneut auftreten würden. Eine sol­
che Überprüfung bei Auslaufen der Maßnahme wird von der Kommis­
sion von Amts wegen oder auf einen von den Unionsherstellern oder in 
deren Namen gestellten Antrag hin eingeleitet, und die Maßnahme 
bleibt bis zum Abschluss dieser Überprüfung in Kraft. 

▼M2 
Eine Überprüfung bei Auslaufen der Maßnahme wird eingeleitet, wenn 
der Antrag genügend Beweise dafür enthält, dass das Dumping und die 
Schädigung bei einem Auslaufen der Maßnahmen wahrscheinlich anhal­
ten oder erneut auftreten würden. Diese Wahrscheinlichkeit kann bei­
spielsweise durch Beweise für ein Anhalten des Dumpings und der 
Schädigung aufgezeigt werden oder durch Beweise dafür, dass die Be­
seitigung der Schädigung teilweise oder ausschließlich auf die geltenden 
Maßnahmen zurückzuführen ist, oder durch Beweise dafür, dass die 
Umstände der Ausführer oder die Marktbedingungen darauf hindeuten, 
dass das schädigende Dumping wahrscheinlich anhalten wird, oder 
durch Beweise dafür, dass nach wie vor Verzerrungen des Rohstoffan­
gebots vorliegen. 

▼B 
Im Rahmen der Untersuchungen gemäß diesem Absatz erhalten die 
Ausführer, die Einführer, die Vertreter des Ausfuhrlandes und die Uni­
onshersteller Gelegenheit, die in dem Überprüfungsantrag dargelegten 
Behauptungen zu ergänzen, zu widerlegen oder zu erläutern, und in den 
Schlussfolgerungen werden alle einschlägigen und ordnungsgemäß be­
legten Beweise gebührend berücksichtigt, die im Zusammenhang mit 
der Frage vorgelegt werden, ob die Schädigung und das Dumping bei 
einem Auslaufen der Maßnahmen wahrscheinlich anhalten oder erneut 
auftreten würden. 

Eine Bekanntmachung über das bevorstehende Auslaufen der Maß­
nahme wird im Amtsblatt der Europäischen Union zu einem geeigneten 
Zeitpunkt im letzten Jahr der Geltungsdauer der Maßnahmen gemäß 
diesem Absatz veröffentlicht. Danach sind die Unionshersteller bis spä­
testens drei Monate vor Ablauf des Fünfjahreszeitraums berechtigt, ei­
nen Antrag auf Überprüfung gemäß Unterabsatz 2 zu stellen. Ferner 
wird eine Bekanntmachung über das tatsächliche Auslaufen von Maß­
nahmen gemäß diesem Absatz veröffentlicht. 

(3) Die Notwendigkeit der Aufrechterhaltung der Maßnahmen kann 
bei Bedarf ebenfalls von der Kommission von Amts wegen oder auf 
Antrag eines Mitgliedstaats oder, sofern seit der Einführung der endgül­
tigen Maßnahme eine angemessene Zeitspanne, mindestens aber ein Jahr 
vergangen ist, auf Antrag eines Ausführers oder Einführers oder der 
Unionshersteller überprüft werden, wenn dieser Antrag ausreichende 
Beweise für die Notwendigkeit einer solchen Interimsüberprüfung ent­
hält. 

▼B
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Eine Interimsüberprüfung wird eingeleitet, wenn der Antrag ausrei­
chende Beweise dafür enthält, dass die Aufrechterhaltung der Maß­
nahme zum Ausgleich des Dumpings nicht mehr notwendig ist und/oder 
dass die Schädigung im Fall der Aufhebung oder Änderung der Maß­
nahme wahrscheinlich nicht anhalten oder erneut auftreten würde oder 
dass die Maßnahme nicht oder nicht mehr ausreicht, um das schädi­
gende Dumping unwirksam zu machen. 

Bei Untersuchungen gemäß diesem Absatz kann die Kommission unter 
anderem prüfen, ob sich die Umstände hinsichtlich des Dumpings und 
der Schädigung wesentlich verändert haben oder ob die geltenden Maß­
nahmen zum angestrebten Ergebnis führen und die Beseitigung der 
gemäß Artikel 3 festgestellten Schädigung ermöglichen. Zu diesen Fra­
gen werden alle einschlägigen und ordnungsgemäß belegten Beweise in 
der endgültigen Feststellung berücksichtigt. 

▼M1 
Wenn bestehende Antidumpingmaßnahmen auf der Berechnung des 
Normalwerts nach Artikel 2 Absatz 7 in der Fassung, die am 19. De­
zember 2017 in Kraft war, beruhen, ersetzt die Methode nach Artikel 2 
Absätze 1 bis 6a die ursprüngliche Methode, die für die Ermittlung des 
Normalwerts angewandt wurde, erst ab dem Tag, an dem die erste 
Auslaufüberprüfung dieser Maßnahmen nach dem 19. Dezember 2017 
eingeleitet wird. Im Einklang mit Artikel 11 Absatz 2 bleiben diese 
Maßnahmen bis zum Abschluss der Überprüfung in Kraft. 

▼B 
(4) Eine Überprüfung wird ferner zwecks Ermittlung individueller 
Dumpingspannen für neue Ausführer in dem betreffenden Ausfuhrland 
durchgeführt, die die Ware im Untersuchungszeitraum, auf den sich die 
Maßnahmen stützten, nicht exportiert haben. 

Die Überprüfung wird eingeleitet, wenn ein neuer Ausführer oder Her­
steller nachweisen kann, dass er mit keinem der Ausführer oder Her­
steller in dem Ausfuhrland, deren Ware Gegenstand der Antidumping­
maßnahmen ist, geschäftlich verbunden ist, und wenn er nach dem 
Untersuchungszeitraum tatsächlich in die Union exportiert hat oder 
wenn er nachweisen kann, dass er eine unwiderrufliche vertragliche 
Verpflichtung zur Ausfuhr einer erheblichen Warenmenge in die Union 
eingegangen ist. 

Eine Neuausführerüberprüfung wird eingeleitet und beschleunigt durch­
geführt, nachdem die Unionshersteller Gelegenheit zur Stellungnahme 
erhalten haben. Mit der Verordnung der Kommission zur Einleitung 
einer Überprüfung wird der geltende Zoll gegenüber dem betreffenden 
neuen Ausführer außer Kraft gesetzt und die Verordnung zur Einfüh­
rung des Zolls entsprechend geändert sowie die zollamtliche Erfassung 
der Einfuhren gemäß Artikel 14 Absatz 5 vorgesehen, um zu gewähr­
leisten, dass Antidumpingzölle rückwirkend vom Zeitpunkt der Einlei­
tung der Überprüfung an erhoben werden können, wenn die Überprü­
fung zur Feststellung von Dumping bei diesem Ausführer führt. 

Dieser Absatz findet keine Anwendung, wenn Zölle gemäß Artikel 9 
Absatz 6 eingeführt wurden. 

▼M1 
Wenn bestehende Antidumpingmaßnahmen auf der Berechnung des 
Normalwerts nach Artikel 2 Absatz 7 in der Fassung, die am 19. De­
zember 2017 in Kraft war, beruhen, ersetzt die Methode nach Artikel 2 
Absätze 1 bis 6a die ursprüngliche Methode, die für die Ermittlung des 

▼B
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Normalwerts angewandt wurde, erst nach dem Tag, an dem die erste 
Auslaufüberprüfung dieser Maßnahmen nach dem 20. Dezember 2017 
eingeleitet wird. Im Einklang mit Artikel 11 Absatz 2 bleiben diese 
Maßnahmen bis zum Abschluss der Überprüfung in Kraft. 

▼B 
(5) Die einschlägigen Bestimmungen dieser Verordnung über die 
Verfahren und den Ablauf von Untersuchungen, abgesehen von den 
Bestimmungen über die Fristen, gelten für die Überprüfungen nach 
den Absätzen 2, 3 und 4. 

Die Überprüfungen nach den Absätzen 2 und 3 werden ohne Verzöge­
rungen durchgeführt und normalerweise innerhalb von 12 Monaten nach 
der Einleitung der Überprüfung abgeschlossen. Diese Überprüfungen 
werden in jedem Fall innerhalb von 15 Monaten nach ihrer Einleitung 
abgeschlossen. 

Überprüfungen nach Absatz 4 werden in jedem Fall innerhalb von neun 
Monaten nach ihrer Einleitung abgeschlossen. 

Wird in einem Verfahren eine Überprüfung nach Absatz 2 eingeleitet, 
während in demselben Verfahren eine Überprüfung nach Absatz 3 an­
hängig ist, so wird die Überprüfung nach Absatz 3 zu demselben Zeit­
punkt abgeschlossen, zu dem auch die Überprüfung nach Absatz 2 
abgeschlossen sein muss. 

Wird die Untersuchung nicht innerhalb der in Unterabsatz 2, 3 und 4 
genannten Fristen abgeschlossen, so 

— treten die Maßnahmen im Falle von Überprüfungen nach Absatz 2 
außer Kraft, 

— treten die Maßnahmen im Falle paralleler Überprüfungen nach den 
Absätzen 2 und 3 außer Kraft, sofern die Überprüfung nach Absatz 2 
eingeleitet worden war, während in demselben Verfahren eine Über­
prüfung nach Absatz 3 anhängig war, oder sofern solche Überprü­
fungen gleichzeitig eingeleitet worden waren, oder 

— werden die Maßnahmen im Falle von Überprüfungen nach den Ab­
sätzen 3 und 4 unverändert aufrechterhalten. 

Anschließend wird eine Bekanntmachung über das Außerkrafttreten 
bzw. die Aufrechterhaltung der Maßnahmen gemäß diesem Absatz im 
Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. 

▼M2 
Tritt die Maßnahme im Anschluss an eine Untersuchung nach Absatz 2 
außer Kraft, so werden alle ab der Einleitung der Untersuchung auf 
Waren in der Zollabfertigung erhobenen Zölle erstattet, sofern den na­
tionalen Zollbehörden ein diesbezüglicher Antrag vorgelegt wird und 
diese dem Antrag entsprechend den geltenden Zollvorschriften der 
Union über die Erstattung und den Erlass von Zöllen stattgeben. Die 
Erstattung schließt die Zahlung von Zinsen seitens der betreffenden 
nationalen Zollbehörden aus. 

▼B 
(6) Überprüfungen nach Maßgabe dieses Artikels werden von der 
Kommission eingeleitet. Die Kommission entscheidet gemäß dem in 
Artikel 15 Absatz 2 genannten Beratungsverfahren, ob Überprüfungen 
nach Maßgabe des Absatzes 2 dieses Artikels eingeleitet bzw. nicht 

▼M1
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eingeleitet werden. Die Kommission informiert die Mitgliedstaaten 
auch, wenn ein Wirtschaftsbeteiligter oder ein Mitgliedstaat einen An­
trag eingereicht hat, der die Einleitung einer Überprüfung nach Maß­
gabe der Absätze 3 und 4 dieses Artikels rechtfertigt, und die Kommis­
sion die Prüfung dieses Antrags abgeschlossen hat oder wenn die Kom­
mission selbst festgestellt hat, dass überprüft werden sollte, ob die wei­
tere Anwendung von Maßnahmen notwendig ist. 

Sofern die Überprüfungen dies rechtfertigen, werden die Maßnahmen 
gemäß dem in Artikel 15 Absatz 3 vorgesehenen Prüfverfahren gemäß 
Absatz 2 dieses Artikels aufgehoben oder aufrechterhalten oder gemäß 
den Absätzen 3 und 4 dieses Artikels aufgehoben, aufrechterhalten oder 
geändert. 

Werden Maßnahmen für einzelne Ausführer, aber nicht für das Land als 
Ganzes aufgehoben, so bleiben diese Ausführer weiterhin in das Ver­
fahren einbezogen und können im Rahmen einer für dieses Land nach 
Maßgabe dieses Artikels durchgeführten Überprüfung automatisch er­
neut untersucht werden. 

(7) Ist am Ende der Geltungsdauer der Maßnahmen nach Absatz 2 
eine Überprüfung der Maßnahmen nach Absatz 3 bereits eingeleitet 
worden, so erstreckt sich diese Überprüfung auf die in Absatz 2 ge­
nannten Umstände. 

(8) Unbeschadet des Absatzes 2 kann ein Einführer die Erstattung 
der erhobenen Zölle beantragen, wenn nachgewiesen wird, dass die 
Dumpingspanne, auf deren Grundlage die Zölle entrichtet wurden, be­
seitigt oder soweit verringert worden ist, dass sie niedriger als der 
geltende Zoll ist. 

Zur Erstattung von Antidumpingzöllen stellt der Einführer einen Antrag 
an die Kommission. Der Antrag wird über den Mitgliedstaat übermittelt, 
in dessen Gebiet die Waren in den zollrechtlich freien Verkehr überge­
führt wurden, und zwar innerhalb von sechs Monaten nach dem Zeit­
punkt, zu dem der Betrag der zu erhebenden endgültigen Zölle von den 
zuständigen Behörden ordnungsgemäß festgesetzt wurde, oder zu dem 
Zeitpunkt, zu dem ein Beschluss über die endgültige Vereinnahmung 
der Sicherheitsleistungen für den vorläufigen Zoll erging. Die Mitglied­
staaten übermitteln der Kommission unverzüglich diesen Antrag. 

Ein Antrag auf Erstattung gilt nur als hinreichend durch Beweise be­
gründet, wenn er genaue Angaben über den Betrag der beantragten 
Erstattung von Antidumpingzöllen und alle Zollbelege für die Berech­
nung und Entrichtung dieses Betrags enthält. Dazu gehören auch Nach­
weise zu den Normalwerten und den Preisen bei der Ausfuhr in die 
Union während eines repräsentativen Zeitraums für die Ausführer oder 
Hersteller, für die die Zölle gelten. Ist der Einführer mit dem betroffe­
nen Ausführer oder Hersteller nicht geschäftlich verbunden und stehen 
diese Informationen nicht sofort zur Verfügung oder ist der Ausführer 
oder der Hersteller nicht bereit, dem Einführer diese Informationen zu 
erteilen, so enthält der Antrag eine Erklärung des Ausführers oder des 
Herstellers, wonach die Dumpingspanne nach Maßgabe dieses Artikels 
verringert oder beseitigt worden ist und die einschlägigen Nachweise 
der Kommission übermittelt werden. Werden diese Nachweise von dem 
Ausführer oder dem Hersteller nicht innerhalb einer angemessenen Frist 
übermittelt, so wird der Antrag abgelehnt. 

Die Kommission entscheidet, ob und inwieweit dem Antrag stattgege­
ben werden sollte; sie kann auch jederzeit beschließen, eine Interims­
prüfung einzuleiten; die Informationen und Feststellungen im Rahmen 
dieser Überprüfung, die nach Maßgabe der einschlägigen Bestimmungen 

▼B
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für solche Überprüfungen durchgeführt wird, werden dann bei der Ent­
scheidung zugrunde gelegt, ob und inwieweit eine Erstattung gerecht­
fertigt ist. Die Kommission unterrichtet die Mitgliedstaaten, sobald sie 
die Prüfung des Antrags abgeschlossen hat. 

Die Erstattung von Zöllen erfolgt normalerweise innerhalb von 12 Mo­
naten und in keinem Fall später als 18 Monate nach dem Zeitpunkt, zu 
dem der hinreichend begründete Erstattungsantrag von einem Einführer 
der Ware gestellt wurde, die Gegenstand des Antidumpingzolls ist. 

Die zulässige Erstattung wird normalerweise von den Mitgliedstaaten 
innerhalb von 90 Tagen nach der Entscheidung der Kommission ge­
zahlt. 

(9) In allen Überprüfungen oder Erstattungsuntersuchungen gemäß 
diesem Artikel wendet die Kommission, soweit sich die Umstände nicht 
geändert haben, die gleiche Methodik an wie in der Untersuchung, die 
zur Einführung des Zolls führte, unter gebührender Berücksichtigung 
des Artikels 2, insbesondere der Absätze 11 und 12, und des Arti­
kels 17. 

▼M1 
In Bezug auf die Umstände, die für die Ermittlung des Normalwerts 
nach Artikel 2 maßgeblich sind, werden alle einschlägigen Beweise, die 
in das Dossier aufgenommen wurden und zu denen die interessierten 
Parteien Stellung nehmen konnten, gebührend berücksichtigt, und zwar 
einschließlich der jeweiligen Berichte über die auf dem Inlandsmarkt der 
Ausführer und Hersteller herrschenden Umstände sowie der den Berich­
ten zugrunde liegenden Beweise. 

▼B 
(10) Bei Untersuchungen nach Maßgabe dieses Artikels prüft die 
Kommission die Zuverlässigkeit der Ausfuhrpreise gemäß Artikel 2. 
Wird jedoch beschlossen, den Ausfuhrpreis gemäß Artikel 2 Absatz 9 
rechnerisch zu ermitteln, so errechnet sie den Ausfuhrpreis ohne Abzug 
des für die Antidumpingzölle entrichteten Betrags, sofern schlüssige 
Beweise dafür vorgelegt werden, dass sich der Zoll in den Weiterver­
kaufspreisen und in den späteren Verkaufspreisen in der Union ord­
nungsgemäß niederschlägt. 

Artikel 12 

Aufnahme 

(1) Legt der Wirtschaftszweig der Union oder eine andere interes­
sierte Partei — normalerweise innerhalb von zwei Jahren nach Inkraft­
treten der Maßnahmen — ausreichende Informationen dafür vor, dass 
die Ausfuhrpreise nach dem ursprünglichen Untersuchungszeitraum und 
vor oder nach der Einführung der Maßnahmen zurückgegangen sind 
oder dass die Maßnahmen zu keiner oder nur zu einer unzureichenden 
Erhöhung der Weiterverkaufspreise oder der späteren Verkaufspreise der 
eingeführten Ware in der Union geführt haben, so kann die Kommission 
die Untersuchung wiederaufnehmen, um zu prüfen, ob die Maßnahmen 
sich auf die genannten Preise ausgewirkt haben. Die Kommission unter­
richtet die Mitgliedstaaten, wenn eine interessierte Partei ausreichende 
Informationen vorgelegt hat, die eine Wiederaufnahme der Unter­
suchung rechtfertigen, und die Kommission die Prüfung dieser Informa­
tionen abgeschlossen hat. 

Unter den im Unterabsatz 1 festgelegten Voraussetzungen kann die 
Untersuchung auch auf Initiative der Kommission oder auf Antrag eines 
Mitgliedstaats wieder aufgenommen werden. 

▼B
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(2) Während einer Wiederaufnahme der Untersuchung nach Maßgabe 
dieses Artikels erhalten die Ausführer, die Einführer und die Unions­
hersteller Gelegenheit, die Situation hinsichtlich der Weiterverkaufs­
preise und der späteren Verkaufspreise zu klären. Ist das Ergebnis, 
dass die Maßnahme zu einer Erhöhung der Preise geführt haben sollte, 
um die zuvor gemäß Artikel 3 festgestellte Schädigung zu beseitigen, 
werden die Ausfuhrpreise gemäß Artikel 2 neu ermittelt und die Dum­
pingspannen zur Berücksichtigung der neu ermittelten Ausfuhrpreise 
neu berechnet. Wird angenommen, dass die in Artikel 12 Absatz 1 
genannten Voraussetzungen erfüllt sind, weil die Ausfuhrpreise nach 
dem ursprünglichen Untersuchungszeitraum und vor oder nach der Ein­
führung der Maßnahmen zurückgegangen sind, so können die Dumping­
spannen zur Berücksichtigung dieser niedrigeren Ausfuhrpreise neu be­
rechnet werden. 

(3) Wird im Fall einer Wiederaufnahme der Untersuchung nach die­
sem Artikel ein erhöhtes Dumping festgestellt, so können die geltenden 
Maßnahmen von der Kommission gemäß dem in Artikel 15 Absatz 3 
vorgesehenen Prüfverfahren entsprechend den neuen Feststellungen zu 
den Ausfuhrpreisen geändert werden. Der gemäß diesem Artikel einge­
führte Antidumpingzoll ist höchstens doppelt so hoch wie der ursprüng­
lich eingeführte Zoll. 

(4) Die einschlägigen Bestimmungen der Artikel 5 und 6 gelten für 
die Wiederaufnahme nach diesem Artikel, wobei jedoch diese Überprü­
fung ohne Verzögerung durchgeführt und normalerweise innerhalb von 
sechs Monaten nach der Wiederaufnahme der Untersuchung abgeschlos­
sen wird. Solche Überprüfungen werden in jedem Fall innerhalb von 
neun Monaten nach der Wiederaufnahme der Untersuchung abgeschlos­
sen. 

Wird die Überprüfung nicht innerhalb der in Unterabsatz 1 genannten 
Fristen abgeschlossen, so werden die Maßnahmen unverändert aufrecht­
erhalten. Es wird eine Bekanntmachung über die Aufrechterhaltung der 
Maßnahmen gemäß diesem Absatz im Amtsblatt der Europäischen 
Union veröffentlicht. 

(5) Angebliche Veränderungen des Normalwerts werden nach Maß­
gabe dieses Artikels nur berücksichtigt, wenn der Kommission innerhalb 
der in der Bekanntmachung über die Einleitung der Untersuchung ge­
setzten Frist vollständige Informationen zu den geänderten Normalwer­
ten mit ordnungsgemäßen Beweisen vorgelegt werden. Erfordert eine 
Untersuchung eine Überprüfung der Normalwerte, so können die Ein­
fuhren bis zum Abschluss der Untersuchung gemäß Artikel 14 Absatz 5 
zollamtlich erfasst werden. 

Artikel 13 

Umgehung 

(1) Die gemäß dieser Verordnung eingeführten Antidumpingzölle 
können auf die Einfuhren der gleichartigen Ware aus Drittländern, ge­
ringfügig verändert oder nicht, auf die Einfuhren der geringfügig ver­
änderten gleichartigen Ware aus dem von Maßnahmen betroffenen Land 
oder auf die Einfuhren von Teilen dieser Ware ausgeweitet werden, 
wenn eine Umgehung der geltenden Maßnahmen stattfindet. 

Antidumpingzölle, die den gemäß Artikel 9 Absatz 5 eingeführten resi­
dualen Antidumpingzoll nicht übersteigen, können auf die Einfuhren 
von Unternehmen in den von Maßnahmen betroffenen Ländern, für 
die ein unternehmensspezifischer Zoll gilt, ausgeweitet werden, wenn 
eine Umgehung der geltenden Maßnahmen stattfindet. 

▼B
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Die Umgehung wird als eine Veränderung des Handelsgefüges zwi­
schen den Drittländern und der Union oder zwischen einzelnen Unter­
nehmen in dem von Maßnahmen betroffenen Land und der Union de­
finiert, die sich aus einer Praxis, einem Fertigungsprozess oder einer 
Arbeit ergibt, für die es außer der Einführung des Zolls keine hinrei­
chende Begründung oder wirtschaftliche Rechtfertigung gibt, und wenn 
Beweise für eine Schädigung oder dafür vorliegen, dass die Abhilfe­
wirkung des Zolls im Hinblick auf die Preise und/oder Mengen der 
gleichartigen Ware untergraben wird, und wenn erforderlichenfalls im 
Einklang mit Artikel 2 ermittelte Beweise für Dumping im Verhältnis zu 
den Normalwerten, die für die gleichartige Ware vorher festgestellt 
wurden, vorliegen. 

Als Praxis, Fertigungsprozess oder Arbeit im Sinne des Unterabsatzes 3 
gelten unter anderem: 

a) geringfügige Veränderungen der betroffenen Ware, so dass sie unter 
Zollcodes fällt, für die die Maßnahmen normalerweise nicht gelten, 
sofern die Veränderungen ihre wesentlichen Eigenschaften nicht be­
rühren; 

b) der Versand der von Maßnahmen betroffenen Ware über Drittländer; 

c) die Neuorganisation der Vertriebsmuster und -kanäle durch die Aus­
führer oder Hersteller in dem von Maßnahmen betroffenen Land, so 
dass sie ihre Waren letztlich über Hersteller in die Union ausführen 
können, für die ein niedrigerer unternehmensspezifischer Zoll gilt als 
für die Waren der Ausführer; 

d) unter den in Absatz 2 genannten Umständen, die Montage von Tei­
len durch einen Montagevorgang in der Union oder einem Drittland. 

(2) Ein Montagevorgang in der Union oder in einem Drittland wird 
als Umgehung der geltenden Maßnahmen angesehen, wenn 

a) die Montage seit oder kurz vor der Einleitung der Antidumpingunter­
suchung begonnen oder erheblich ausgeweitet wurde und die ver­
wendeten Teile ihren Ursprung in dem Land haben, für das Maß­
nahmen gelten; 

b) der Wert dieser Teile 60 v. H. oder mehr des Gesamtwerts der Teile 
der montierten Ware ausmacht; als Umgehung gilt jedoch nicht der 
Fall, in dem der Wert, der während der Montage oder Fertigstellung 
den verwendeten eingeführten Teilen hinzugefügt wurde, mehr als 
25 v. H. der Herstellkosten beträgt und 

c) die Abhilfewirkung des Zolls durch die Preise und/oder Mengen der 
montierten gleichartigen Ware untergraben wird und Beweise für 
Dumping im Verhältnis zu den Normalwerten vorliegen, die für 
gleichartige oder ähnliche Waren früher festgestellt wurden. 

▼M2 
(3) Untersuchungen werden nach Maßgabe dieses Artikels auf Ini­
tiative der Kommission oder auf Antrag eines Mitgliedstaats oder einer 
interessierten Partei eingeleitet, wenn der Antrag ausreichende Beweise 
für die in Absatz 1 dieses Artikels genannten Faktoren enthält. Die 
Einleitung erfolgt durch eine Verordnung der Kommission, in der 
gleichzeitig den Zollbehörden Anweisung gegeben wird, die Einfuhren 

▼B
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gemäß Artikel 14 Absatz 5 zollamtlich zu erfassen oder Sicherheitsleis­
tungen zu verlangen. Die Kommission unterrichtet die Mitgliedstaaten, 
wenn eine interessierte Partei oder ein Mitgliedstaat einen Antrag einge­
reicht hat, der die Einleitung einer Untersuchung rechtfertigt, und die 
Kommission die Prüfung dieses Antrags abgeschlossen hat oder wenn 
die Kommission selbst festgestellt hat, dass eine Untersuchung einge­
leitet werden muss. 

▼B 
Die Untersuchungen werden von der Kommission durchgeführt. Die 
Kommission kann von den Zollbehörden unterstützt werden, und die 
Untersuchung wird innerhalb von neun Monaten abgeschlossen. 

Rechtfertigen die endgültig ermittelten Tatsachen die Ausweitung der 
Maßnahmen, wird diese Ausweitung von der Kommission gemäß dem 
in Artikel 15 Absatz 3 vorgesehenen Prüfverfahren eingeführt. Die Aus­
weitung gilt ab dem Zeitpunkt, zu dem die Einfuhren gemäß Artikel 14 
Absatz 5 zollamtlich erfasst wurden oder zu dem Sicherheiten verlangt 
wurden. Die einschlägigen Verfahrensbestimmungen dieser Verordnung 
zur Einleitung und Durchführung von Untersuchungen finden nach 
Maßgabe dieses Artikels Anwendung. 

▼M2 
(4) Waren, die von Unternehmen eingeführt werden, für die Befrei­
ungen gelten, werden nicht gemäß Artikel 14 Absatz 5 zollamtlich 
erfasst und werden nicht mit Zöllen belegt. 

Anträge auf Befreiung sind ordnungsgemäß mit Beweisen zu versehen 
und innerhalb der in der Verordnung der Kommission zur Einleitung der 
Untersuchung festgesetzten Frist einzureichen. 

Erfolgt die Praxis, der Fertigungsprozess oder die Arbeit zum Zwecke 
der Umgehung außerhalb der Union, können den Herstellern der betrof­
fenen Ware, die nachweislich nicht an Umgehungspraktiken im Sinne 
der Absätze 1 und 2 des vorliegenden Artikels beteiligt sind, Befrei­
ungen gewährt werden. 

Erfolgt die Praxis, der Fertigungsprozess oder die Arbeit zum Zwecke 
der Umgehung innerhalb der Union, können den Einführern, die nach­
weisen können, dass sie nicht an Umgehungspraktiken im Sinne der 
Absätze 1 und 2 des vorliegenden Artikels beteiligt sind, Befreiungen 
gewährt werden. 

▼B 
Diese Befreiungen werden durch einen Beschluss der Kommission ge­
währt und gelten für den in dem entsprechenden Beschluss festgelegten 
Zeitraum und zu den dort genannten Bedingungen. Die Kommission 
unterrichtet die Mitgliedstaaten, sobald sie ihre Prüfung abgeschlossen 
hat. 

Sind die Voraussetzungen des Artikels 11 Absatz 4 erfüllt, so können 
Befreiungen auch nach Abschluss der Untersuchung, die zur Auswei­
tung der Maßnahmen geführt hat, gewährt werden. 

Sofern seit der Ausweitung der Maßnahmen mindestens ein Jahr ver­
gangen ist, kann die Kommission in dem Fall, dass eine bedeutende 
Anzahl von Parteien eine Befreiung beantragt oder beantragen könnte, 
beschließen, eine Überprüfung der Ausweitung der Maßnahmen ein­
zuleiten. Jede derartige Überprüfung wird im Einklang mit den für 
Überprüfungen gemäß Artikel 11 Absatz 3 geltenden Bestimmungen 
des Artikels 11 Absatz 5 durchgeführt. 

▼M2
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(5) Dieser Artikel steht der normalen Anwendung der geltenden Zoll­
bestimmungen nicht entgegen. 

Artikel 14 

Allgemeine Bestimmungen 

(1) Vorläufige oder endgültige Antidumpingzölle werden durch Ver­
ordnung eingeführt und von den Mitgliedstaaten in der Form, zu dem 
Satz und nach den sonstigen Modalitäten erhoben, die in der Verord­
nung zur Einführung dieser Zölle festgelegt sind. Diese Zölle werden 
auch unabhängig von den Zöllen, Steuern und anderen normalerweise 
bei der Einfuhr geforderten Abgaben erhoben. 

Auf eine Ware dürfen nicht zugleich Antidumpingzölle und Ausgleichs­
zölle erhoben werden, um ein und dieselbe Situation, die sich aus einem 
Dumping oder der Gewährung einer Ausfuhrsubvention ergibt, zu be­
reinigen. 

(2) Verordnungen zur Einführung vorläufiger oder endgültiger Anti­
dumpingzölle sowie Verordnungen und Beschlüsse zur Annahme von 
Verpflichtungen oder zur Einstellung von Untersuchungen oder Verfah­
ren werden im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. 

Diese Verordnungen und Beschlüsse enthalten insbesondere — unter 
der erforderlichen Wahrung der Vertraulichkeit der Informationen — 
den Namen der Ausführer, soweit möglich, oder der betroffenen Länder, 
eine Beschreibung der Waren und eine Zusammenfassung der wichtigs­
ten Fakten und Erwägungen im Zusammenhang mit der Ermittlung des 
Dumpings und der Schädigung. In jedem Fall wird den bekanntermaßen 
betroffenen Parteien eine Kopie der Verordnung oder des Beschlusses 
zugesandt. Die Bestimmungen dieses Absatzes gelten sinngemäß für die 
Überprüfungen. 

▼M2 
(3) Besondere Bestimmungen, insbesondere über die gemeinsame 
Begriffsbestimmung für den Warenursprung, wie sie in der Verordnung 
(EU) Nr. 952/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) ent­
halten sind, und über die Anwendung und Erhebung eines Antidum­
pingzolls auf dem Festlandsockel eines Mitgliedstaats oder in der von 
einem Mitgliedstaat gemäß dem Seerechtsübereinkommen der Vereinten 
Nationen (SRÜ) ausgewiesenen ausschließlichen Wirtschaftszone, kön­
nen gemäß dieser Verordnung angenommen werden. 

▼B 
(4) Im Interesse der Union können die gemäß dieser Verordnung 
eingeführten Maßnahmen durch einen Beschluss der Kommission ge­
mäß dem in Artikel 15 Absatz 2 vorgesehenen Beratungsverfahren für 
einen Zeitraum von neun Monaten ausgesetzt werden. Die Aussetzung 
kann durch die Kommission gemäß dem in Artikel 15 Absatz 2 vor­
gesehenen Beratungsverfahren für einen weiteren Zeitraum, der ein Jahr 
nicht überschreiten darf, verlängert werden. 

Maßnahmen dürfen nur ausgesetzt werden, wenn sich die Marktbedin­
gungen vorübergehend derart geändert haben, dass eine erneute Schädi­
gung aufgrund der Aussetzung unwahrscheinlich ist, vorausgesetzt, dem 
Wirtschaftszweig der Union wurde Gelegenheit zur Stellungnahme ge­
geben und diese Stellungnahme wurde berücksichtigt. Die Maßnahmen 
können jederzeit gemäß dem in Artikel 15 Absatz 2 vorgesehenen Be­
ratungsverfahren wieder in Kraft gesetzt werden, wenn die Gründe für 
die Aussetzung nicht mehr bestehen. 

▼B 

( 1 ) Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 9. Oktober 2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union (ABl. L 269 
vom 10.10.2013, S. 1).
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(5) Ab Einleitung der Untersuchung und nach rechtzeitiger Unter­
richtung der Mitgliedstaaten kann die Kommission die Zollbehörden 
anweisen, geeignete Schritte zu unternehmen, um die Einfuhren zoll­
amtlich zu erfassen, sodass in der Folge Maßnahmen gegenüber diesen 
Einfuhren vom Zeitpunkt dieser zollamtlichen Erfassung an eingeführt 
werden können. Die zollamtliche Erfassung der Einfuhren wird auf 
einen Antrag des Wirtschaftszweigs der Union vorgenommen, der aus­
reichende Beweise für die Rechtfertigung dieser Maßnahme enthält. Die 
Einfuhren können auch auf Initiative der Kommission zollamtlich erfasst 
werden. Die zollamtliche Erfassung wird durch eine Verordnung der 
Kommission eingeführt. Die genannte Verordnung gibt den Zweck die­
ser Erfassung und, soweit angemessen, den geschätzten Betrag der mög­
lichen zukünftigen Zollschuld an. Die Einfuhren dürfen nicht länger als 
neun Monate zollamtlich erfasst werden. 

(5a) Während des Vorunterrichtungszeitraums nach Artikel 19a er­
fasst die Kommission Einfuhren gemäß Absatz 5 des vorliegenden Ar­
tikels zollamtlich, es sei denn, sie verfügt über ausreichende Beweise im 
Sinne des Artikels 5 dafür, dass die Anforderungen entweder des Ar­
tikels 10 Absatz 4 Buchstabe c oder des Artikels 10 Absatz 4 Buchstabe 
d nicht erfüllt sind. Vor einer Entscheidung über eine zollamtliche Er­
fassung analysiert die Kommission insbesondere die Informationen, die 
sie auf Grundlage der Codes des Integrierten Tarifs der Europäischen 
Union (TARIC) erhoben hat, die sie gemäß Absatz 6 des vorliegenden 
Artikels für die Ware, die Gegenstand der Untersuchung ist, festgelegt 
hat. 

(6) Die Mitgliedstaaten berichten der Kommission jeden Monat über 
den Einfuhrhandel bei Waren, die Gegenstand von Untersuchungen und 
von Maßnahmen sind, und über die gemäß dieser Verordnung verein­
nahmten Zollbeträge. Wenn die Kommission eine Untersuchung nach 
Artikel 5 einleitet, legt sie für die Ware, die Gegenstand der Unter­
suchung ist, TARIC-Codes fest. Sobald die Untersuchung eingeleitet 
ist, verwenden die Mitgliedstaaten diese TARIC-Codes, wenn sie über 
die Einfuhren der Ware, die Gegenstand dieser Untersuchung ist, be­
richten. Die Kommission kann auf ausdrückliche und mit Gründen ver­
sehene Anfrage einer interessierten Partei beschließen, ihr eine nicht 
vertrauliche Zusammenfassung der Informationen zum aggregierten Ein­
fuhrvolumen und zum Wert der betreffenden Waren bereitzustellen. 

▼B 
(7) Unbeschadet des Absatzes 6 kann die Kommission die Mitglied­
staaten im Einzelfall ersuchen, die zur wirksamen Überwachung der 
Anwendung der Maßnahmen erforderlichen Informationen zu übermit­
teln. Diesbezüglich gilt Artikel 6 Absätze 3 und 4. Für sämtliche von 
den Mitgliedstaaten gemäß dem vorliegenden Artikel übermittelten In­
formationen gilt Artikel 19 Absatz 6. 

▼M2 
(8) Immer wenn die Kommission beabsichtigt, ein Dokument mit 
allgemeinen Leitlinien für etwaige interessierte Parteien zur Anwendung 
dieser Verordnung anzunehmen, führt sie im Einklang mit Artikel 11 
Absatz 3 EUV eine öffentliche Anhörung durch. Dabei können auch das 
Europäische Parlament und der Rat ihre Standpunkte darlegen. 

Artikel 14a 

Festlandsockel oder ausschließliche Wirtschaftszone 

(1) Antidumpingzölle können auch auf gedumpte Waren eingeführt 
werden, die in erheblichen Mengen auf eine künstliche Insel, eine feste 
oder schwimmende Einrichtung oder eine andere Struktur auf dem Fest­
landsockel eines Mitgliedstaats oder in der von einem Mitgliedstaat 

▼M2
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gemäß dem SRÜ ausgewiesenen ausschließlichen Wirtschaftszone ver­
bracht werden, wenn hierdurch der Wirtschaftszweig der Union geschä­
digt würde. Die Kommission erlässt Durchführungsrechtsakte, in denen 
die Bedingungen für die Entstehung dieser Zölle sowie die Verfahren 
für die Mitteilung und Anmeldung der betreffenden Waren und für die 
Zahlung dieser Zölle, einschließlich ihrer Erhebung, ihrer Erstattung und 
ihrem Erlass, festgelegt sind (Zollinstrument). Diese Durchführungs­
rechtsakte werden gemäß dem in Artikel 15 Absatz 3 genannten Prüf­
verfahren erlassen. 

(2) Die Kommission führt erst ab dem Tag Zölle nach Absatz 1 ein, 
an dem das in Absatz 1 genannte Zollinstrument einsatzbereit ist. Die 
Kommission teilt allen Wirtschaftsbeteiligten im Wege einer gesonder­
ten Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union mit, dass 
das Zollinstrument einsatzbereit ist. 

▼B 

Artikel 15 

Ausschussverfahren 

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt. Dieser 
Ausschuss ist ein Ausschuss im Sinne der Verordnung (EU) 
Nr. 182/2011. 

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 4 der 
Verordnung (EU) Nr. 182/2011. 

(3) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der 
Verordnung (EU) Nr. 182/2011. 

(4) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 8 der 
Verordnung (EU) Nr. 182/2011 in Verbindung mit deren Artikel 4. 

(5) Bei Anwendung des schriftlichen Verfahrens für den Erlass end­
gültiger Maßnahmen nach Absatz 3 dieses Artikels oder für Beschlüsse 
über die Einleitung bzw. Nichteinleitung von Überprüfungen beim Aus­
laufen von Maßnahmen nach Artikel 11 Absatz 6 dieser Verordnung 
wird dieses Verfahren nach Artikel 3 Absatz 5 der Verordnung (EU) 
Nr. 182/2011 ergebnislos abgeschlossen, wenn dies innerhalb der vom 
Vorsitz festgesetzten Frist vom Vorsitz beschlossen oder von der Mehr­
heit der Ausschussmitglieder im Sinne des Artikels 5 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) Nr. 182/2011 verlangt wird. Bei Anwendung des 
schriftlichen Verfahrens in anderen Fällen, in denen der Maßnahmen- 
entwurf im Ausschuss erörtert wurde, wird dieses Verfahren ergebnislos 
abgeschlossen, wenn dies innerhalb der vom Vorsitz festgesetzten Frist 
vom Vorsitz beschlossen oder von der einfachen Mehrheit der Aus­
schussmitglieder verlangt wird. Bei Anwendung des schriftlichen Ver­
fahrens in anderen Fällen, in denen der Maßnahmenentwurf nicht im 
Ausschuss erörtert wurde, wird dieses Verfahren ergebnislos abge­
schlossen, wenn dies innerhalb der vom Vorsitz festgesetzten Frist 
vom Vorsitz beschlossen oder von mindestens einem Viertel der Aus­
schussmitglieder verlangt wird. 

(6) Der Ausschuss kann alle Fragen im Zusammenhang mit der An­
wendung dieser Verordnung prüfen, mit denen er von der Kommission 
oder auf Antrag eines Mitgliedstaats befasst wird. Die Mitgliedstaaten 
können um Informationen ersuchen und können im Ausschuss oder 
unmittelbar mit der Kommission Ansichten austauschen. 

▼M2
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Artikel 16 

Kontrollbesuche 

(1) Die Kommission führt, wenn sie es für angemessen erachtet, 
Kontrollbesuche durch, um die Bücher von Einführern, Ausführern, 
Händlern, Vertretern, Herstellern, Wirtschaftsverbänden und -organisa­
tionen einzusehen und die Informationen zu dem Dumping und der 
Schädigung zu überprüfen. Ohne eine ordentliche und fristgerechte Ant­
wort kann die Kommission entscheiden, einen Kontrollbesuch nicht 
durchzuführen. 

(2) Die Kommission kann bei Bedarf Untersuchungen in Drittländern 
durchführen, sofern die betroffenen Unternehmen ihre Zustimmung er­
teilen, sie die Vertreter der Regierung des betroffenen Drittlandes unter­
richtet und letzteres keine Einwände gegen die Untersuchung erhebt. 
Sobald die betreffenden Unternehmen ihre Zustimmung erteilt haben, 
teilt die Kommission den Behörden des Ausfuhrlandes die Namen und 
die Anschriften der Unternehmen, die besucht werden sollen, und die 
vereinbarten Termine mit. 

(3) Die betreffenden Unternehmen werden über die Art der bei den 
Kontrollbesuchen zu überprüfenden Informationen und die während die­
ser Besuche vorzulegenden sonstigen Informationen unterrichtet; dies 
schließt jedoch nicht aus, dass an Ort und Stelle in Anbetracht der 
erhaltenen Informationen weitere Einzelheiten angefordert werden kön­
nen. 

(4) Bei Untersuchungen gemäß den Absätzen 1, 2 und 3 wird die 
Kommission von Bediensteten jener Mitgliedstaaten unterstützt, die da­
rum ersucht haben. 

Artikel 17 

Stichprobe 

▼M2 
(1) In Fällen, in denen die Anzahl der Unionshersteller, der Ausfüh­
rer oder der Einführer, der Warentypen oder der Geschäftsvorgänge sehr 
groß ist, kann die Untersuchung auf eine vertretbare Anzahl von Par­
teien, Waren oder Geschäftsvorgängen durch Stichproben, die nach den 
normalen statistischen Verfahren auf der Grundlage der zum Zeitpunkt 
der Auswahl zur Verfügung stehenden Informationen gebildet werden, 
oder auf das größte repräsentative Volumen von Produktion, Verkäufen 
oder Ausfuhren beschränkt werden, die in angemessener Weise in der 
zur Verfügung stehenden Zeit untersucht werden können. 

(2) Die endgültige Auswahl der Parteien, Warentypen oder Ge­
schäftsvorgänge gemäß diesen Bestimmungen über die Stichprobe ob­
liegt weiterhin der Kommission. Damit eine repräsentative Auswahl 
getroffen werden kann, erfolgt die Auswahl jedoch vorzugsweise in 
Absprache und im Einvernehmen mit den betroffenen Parteien, sofern 
diese Parteien sich innerhalb von einer Woche nach der Einleitung der 
Untersuchung selbst melden und ausreichende Informationen zur Ver­
fügung stellen. 

▼B
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(3) In den Fällen, in denen die Untersuchung gemäß diesem Artikel 
beschränkt wurde, wird dennoch eine individuelle Dumpingspanne für 
jeden ursprünglich nicht ausgewählten Ausführer oder Hersteller berech­
net, der die erforderlichen Informationen innerhalb der durch diese Ver­
ordnung gesetzten Frist vorlegt, außer wenn die Anzahl der Ausführer 
oder der Hersteller so groß ist, dass individuelle Ermittlungen eine zu 
große Belastung darstellen und den fristgerechten Abschluss der Unter­
suchung verhindern würden. 

(4) Wird eine Stichprobenauswahl beschlossen und sind einige oder 
alle ausgewählten Parteien in einem Maße, das wahrscheinlich das Er­
gebnis der Untersuchung maßgeblich beeinflussen wird, nicht zur Mit­
arbeit bereit, so kann eine neue Auswahl getroffen werden. 

Mangelt es weiterhin in großem Maße an Bereitschaft zur Mitarbeit oder 
fehlt die Zeit zur Auswahl einer neuen Stichprobe, so finden die ein­
schlägigen Bestimmungen des Artikels 18 Anwendung. 

Artikel 18 

Mangelnde Bereitschaft zur Mitarbeit 

(1) Verweigert eine interessierte Partei den Zugang zu den erforder­
lichen Informationen oder erteilt sie nicht innerhalb der durch diese 
Verordnung gesetzten Fristen die erforderlichen Auskünfte oder behin­
dert sie erheblich die Untersuchung, so können vorläufige oder endgül­
tige positive oder negative Feststellungen auf der Grundlage der ver­
fügbaren Fakten getroffen werden. 

Wird festgestellt, dass eine interessierte Partei unwahre oder irrefüh­
rende Informationen vorgelegt hat, so werden diese Informationen nicht 
berücksichtigt, und die verfügbaren Informationen können zugrunde 
gelegt werden. 

Die interessierten Parteien werden über die Folgen der mangelnden 
Bereitschaft zur Mitarbeit unterrichtet. 

(2) Werden die Antworten nicht auf einen elektronischen Datenträger 
übermittelt, so gilt dies nicht als mangelnde Bereitschaft zur Mitarbeit, 
sofern die interessierte Partei darlegt, dass die Übermittlung der Antwort 
in der gewünschten Form die interessierte Partei über Gebühr zusätzlich 
belasten würde oder mit unangemessenen zusätzlichen Kosten verbun­
den wäre. 

(3) Erweisen sich die von einer interessierten Partei übermittelten 
Informationen nicht in jeder Hinsicht als vollkommen, so bleiben diese 
Informationen nicht unberücksichtigt, sofern die Mängel nicht derart 
sind, dass sie angemessene und zuverlässige Feststellungen über Gebühr 
erschweren, und sofern die Informationen in angemessener Weise und 
fristgerecht übermittelt werden, nachprüfbar sind und die interessierte 
Partei nach besten Kräften gehandelt hat. 

(4) Werden Nachweise oder Informationen nicht akzeptiert, wird die 
Partei, die sie vorgelegt hat, unverzüglich über die Gründe unterrichtet 
und erhält die Möglichkeit, innerhalb der festgesetzten Frist weitere 
Erläuterungen zu geben. Werden die Erläuterungen nicht für ausrei­
chend gehalten, so sind die Gründe für die Zurückweisung solcher 
Nachweise oder Informationen anzugeben und in veröffentlichten Fest­
stellungen darzulegen. 

▼B
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(5) Stützen sich die Feststellungen, einschließlich der Ermittlung des 
Normalwerts, auf Absatz 1, einschließlich der Angaben in dem Antrag, 
so werden sie, soweit möglich und unter gebührender Berücksichtigung 
der Fristen, für die Untersuchung anhand von Informationen aus ande­
ren zugänglichen unabhängigen Quellen wie veröffentlichte Preislisten, 
amtliche Einfuhrstatistiken und Zollerklärungen oder anhand von Infor­
mationen geprüft, die von anderen interessierten Parteien während der 
Untersuchung vorgelegt wurden. 

Bei solchen Informationen kann es sich gegebenenfalls um einschlägige 
Informationen über den Weltmarkt oder andere repräsentative Märkte 
handeln. 

(6) Ist eine interessierte Partei nicht oder nur zum Teil zur Mitarbeit 
bereit und werden maßgebliche Informationen vorenthalten, so kann 
dies zu einem Untersuchungsergebnis führen, dass für diese Partei we­
niger günstig ist, als wenn sie mitgearbeitet hätte. 

Artikel 19 

Vertrauliche Informationen 

(1) Alle Informationen, die ihrer Natur nach vertraulich sind (bei­
spielsweise, weil ihre Preisgabe einem Konkurrenten erhebliche Wett­
bewerbsvorteile verschaffen würde oder für den Auskunftgeber oder die 
Person, von der der Auskunftgeber die Informationen erhalten hat, von 
erheblichem Nachteil wäre) oder von den Parteien auf vertraulicher 
Grundlage für eine Antidumpinguntersuchung zur Verfügung gestellt 
werden, sind bei entsprechender Begründung von den Behörden ver­
traulich zu behandeln. 

(2) Die interessierten Parteien, die vertrauliche Informationen über­
mitteln, werden aufgefordert, eine nichtvertrauliche Zusammenfassung 
dieser Informationen vorzulegen. Diese Zusammenfassungen müssen so 
ausführlich sein, dass sie ein angemessenes Verständnis des wesentli­
chen Inhalts der vertraulichen Informationen ermöglichen. Unter beson­
deren Umständen können diese Parteien erklären, dass diese Informa­
tionen nicht zusammengefasst werden können. Unter diesen besonderen 
Umständen werden die Gründe angegeben, aus denen eine Zusammen­
fassung nicht möglich ist. 

(3) Wird angenommen, dass ein Antrag auf vertrauliche Behandlung 
nicht gerechtfertigt ist, und ist der Antragsteller weder bereit, die Infor­
mationen bekannt zu geben noch ihrer Bekanntgabe in großen Zügen 
oder in gekürzter Form zuzustimmen, so können diese Informationen 
unberücksichtigt bleiben, sofern nicht aus geeigneten Quellen in zufrie­
denstellender Weise nachgewiesen wird, dass die Informationen richtig 
sind. Anträge auf vertrauliche Behandlung dürfen nicht willkürlich ab­
gelehnt werden. 

(4) Dieser Artikel steht der Bekanntgabe allgemeiner Informationen 
durch die Unionsorgane und insbesondere der Gründe für die in An­
wendung dieser Verordnung getroffenen Entscheidungen sowie der Be­
kanntgabe von Beweisen, auf die sich die Unionsorgane gestützt haben, 
nicht entgegen, sofern dies zur Erläuterung dieser Gründe in gericht­
lichen Verfahren erforderlich ist. Diese Bekanntgabe trägt dem berech­
tigten Interesse der betroffenen Parteien an der Wahrung ihrer Ge­
schäftsgeheimnisse Rechnung. 

(5) Die Kommission und die Mitgliedstaaten, einschließlich deren 
jeweilige Bedienstete, geben die Informationen, die sie gemäß dieser 
Verordnung erhalten haben und deren vertrauliche Behandlung vom 
Auskunftgeber beantragt worden ist, nicht ohne ausdrückliche Erlaubnis 

▼B
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dieses Auskunftgebers bekannt. Zwischen der Kommission und den 
Mitgliedstaaten ausgetauschte Informationen oder von den Behörden 
der Union oder den Mitgliedstaaten erstellte interne Dokumente werden 
außer in den in dieser Verordnung vorgesehenen besonderen Fällen 
nicht bekanntgegeben. 

(6) Die gemäß dieser Verordnung eingeholten Informationen können 
nur zu dem Zweck verwendet werden, zu dem sie eingeholt wurden. 

Dies schließt nicht aus, dass die im Rahmen einer Untersuchung einge­
holten Informationen im Rahmen desselben Verfahrens zum Zwecke der 
Einleitung anderer Untersuchungen bezüglich der betreffenden Ware 
verwendet werden. 

▼M3 

Artikel 19a 

Informationen im vorläufigen Stadium 

(1) Die Unionshersteller, die Einführer und Ausführer und ihre re­
präsentativen Verbände sowie die Vertreter des Ausfuhrlandes können 
Auskünfte über die geplante Einführung vorläufiger Zölle anfordern. 
Die Anforderung dieser Auskünfte hat in schriftlicher Form zu erfolgen, 
und zwar innerhalb der in der Einleitungsbekanntmachung vorgege­
benen Frist. Diese Auskünfte werden den betreffenden Parteien vier 
Wochen vor Einführung der vorläufigen Zölle erteilt. Sie umfassen 
Folgendes: eine Übersicht über die vorgeschlagenen Zölle — lediglich 
informationshalber — sowie Einzelheiten über die Berechnung der 
Dumpingspanne und der zur Beseitigung der Schädigung des Wirt­
schaftszweigs der Union geeigneten Spanne, wobei der Notwendigkeit 
gebührend Rechnung zu tragen ist, die Datenschutzverpflichtungen ge­
mäß Artikel 19 einzuhalten. Den Parteien steht eine Frist von drei 
Arbeitstagen nach Erteilung dieser Auskünfte zur Verfügung, um zur 
Richtigkeit der Berechnungen Stellung zu nehmen. 

(2) Falls beabsichtigt ist, keine vorläufigen Zölle einzuführen, die 
Untersuchung aber fortzusetzen, werden die interessierten Parteien vier 
Wochen vor Ablauf der in Artikel 7 Absatz 1 für die Einführung vor­
läufiger Zölle vorgesehenen Frist von der Nichteinführung der Zölle in 
Kenntnis gesetzt. 

▼B 

Artikel 20 

Unterrichtung 

(1) Die Antragsteller, die Einführer und Ausführer sowie ihre reprä­
sentativen Verbände und die Vertreter des Ausfuhrlandes können eine 
Unterrichtung über die wesentlichen Tatsachen und Erwägungen be­
antragen, auf deren Grundlage die vorläufigen Maßnahmen eingeführt 
worden sind. Eine derartige Unterrichtung ist schriftlich sofort nach der 
Einführung der vorläufigen Maßnahmen zu beantragen, und die Unter­
richtung erfolgt schriftlich möglichst bald danach. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Parteien können die endgültige Unter­
richtung über die wichtigsten Tatsachen und Erwägungen beantragen, 
auf deren Grundlage beabsichtigt wird, die Einführung endgültiger Maß­
nahmen oder die Einstellung einer Untersuchung oder eines Verfahrens 
ohne die Einführung von Maßnahmen zu empfehlen, wobei die Unter­
richtung über die Tatsachen und Erwägungen besondere Beachtung ver­
dient, die sich von denjenigen unterscheiden, die für die vorläufigen 
Maßnahmen herangezogen wurden. 

▼B
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(3) Anträge auf endgültige Unterrichtung gemäß Absatz 2 müssen 
schriftlich bei der Kommission eingereicht werden und in den Fällen, 
in denen ein vorläufiger Zoll eingeführt wurde, spätestens einen Monat 
nach der Bekanntmachung der Einführung dieses Zolls eingehen. Wurde 
kein vorläufiger Zoll eingeführt, erhalten die Parteien Gelegenheit, die 
Unterrichtung innerhalb der von der Kommission festgesetzten Frist zu 
beantragen. 

(4) Die endgültige Unterrichtung erfolgt schriftlich. Sie erfolgt unter 
der erforderlichen Wahrung der Vertraulichkeit der Informationen so 
bald wie möglich und normalerweise spätestens einen Monat vor der 
Einleitung der Verfahren nach Artikel 9. Ist die Kommission nicht in 
der Lage, über bestimmte Tatsachen oder Erwägungen innerhalb dieser 
Frist zu unterrichten, so werden diese so bald wie möglich danach 
mitgeteilt. 

Die Unterrichtung greift einem etwaigen späteren Beschluss der Kom­
mission nicht vor; stützt sich ein derartiger Beschluss jedoch auf andere 
Tatsachen und Erwägungen, so erfolgt die Unterrichtung darüber so 
bald wie möglich. 

(5) Nach der endgültigen Unterrichtung vorgebrachte Bemerkungen 
werden nur berücksichtigt, wenn sie innerhalb einer von der Kommis­
sion im Einzelfall festgesetzten Frist eingehen, die mindestens zehn 
Tage beträgt, wobei der Dringlichkeit der Angelegenheit gebührend 
Rechnung getragen wird. Muss eine zusätzliche endgültige Unterrich­
tung erfolgen, kann eine kürzere Frist gesetzt werden. 

Artikel 21 

Unionsinteresse 

(1) Die Feststellung, ob das Unionsinteresse ein Eingreifen erfordert, 
stützt sich auf eine Bewertung aller Interessen, einschließlich der Inte­
ressen des inländischen Wirtschaftszweigs, der Verwender und der Ver­
braucher. Eine Feststellung gemäß diesem Artikel wird nur getroffen, 
wenn alle Parteien Gelegenheit erhielten, ihren Standpunkt gemäß Ab­
satz 2 darzulegen. Bei dieser Prüfung wird der Notwendigkeit, die 
handelsverzerrenden Auswirkungen des die Schädigung verursachenden 
Dumpings zu beseitigen und einen fairen Wettbewerb wiederherzustel­
len, besonders Rechnung getragen. Maßnahmen, die sich aus der Fest­
stellung des Dumpings und der Schädigung ergeben, können nicht an­
gewendet werden, wenn die Behörden auf der Grundlage aller vorgeleg­
ten Informationen eindeutig zu dem Ergebnis kommen können, dass die 
Anwendung dieser Maßnahmen nicht im Interesse der Union liegt. 

▼M2 
(2) Damit die Kommission bei der Entscheidung, ob die Einführung 
von Maßnahmen im Unionsinteresse liegt, alle Standpunkte und Infor­
mationen gebührend berücksichtigen kann, können sich die Unionsher­
steller, die Gewerkschaften, die Einführer und ihre repräsentativen Ver­
bände sowie die repräsentativen Verwender- und die repräsentativen 
Verbraucherorganisationen innerhalb der in der Bekanntmachung über 
die Einleitung der Antidumpingverfahren gesetzten Frist selbst melden 
und der Kommission die Informationen übermitteln. Diese Informatio­
nen oder angemessene Zusammenfassungen werden den anderen in die­
sem Artikel genannten Parteien zur Verfügung gestellt; diese sind be­
rechtigt, auf diese Informationen zu antworten. 

▼B
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(3) Die Parteien, die gemäß Absatz 2 handeln, können einen Antrag 
auf Anhörung stellen. Diesen Anträgen wird stattgegeben, wenn sie 
innerhalb der in Absatz 2 genannten Frist eingereicht werden und die 
besonderen Gründe im Hinblick auf das Unionsinteresse enthalten, aus 
denen die Parteien angehört werden sollten. 

▼M2 
(4) Die Parteien, die gemäß Absatz 2 handeln, können Bemerkungen 
zur Anwendung vorläufiger Zölle vorbringen. Diese Bemerkungen müs­
sen innerhalb von 15 Tagen nach dem Zeitpunkt der Anwendung dieser 
Maßnahmen eingehen, wenn sie berücksichtigt werden sollen; die Be­
merkungen — oder angemessene Zusammenfassungen — werden den 
anderen Parteien zur Verfügung gestellt, die berechtigt sind, darauf zu 
antworten. 

▼B 
(5) Die Kommission prüft die ordnungsgemäß vorgelegten Informatio­
nen und überprüft, inwieweit sie repräsentativ sind; die Ergebnisse dieser 
Prüfung werden dem in Artikel 15 genannten Ausschuss mit einer Stel­
lungnahme als Teil des gemäß Artikel 9 vorzulegenden Maßnahmen- 
entwurfs übermittelt. Die im Ausschuss vertretenen Auffassungen sollten 
von der Kommission nach Maßgabe der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 
berücksichtigt werden. 

(6) Die Parteien, die gemäß Absatz 2 handeln, können beantragen, 
dass ihnen die Tatsachen und Erwägungen, auf die sich die endgültigen 
Entscheidungen wahrscheinlich stützen werden, zur Verfügung gestellt 
werden. Diese Informationen werden soweit möglich und unbeschadet 
späterer Entscheidungen der Kommission zur Verfügung gestellt. 

(7) Informationen werden nur berücksichtigt, wenn dazu konkrete 
Beweise vorgelegt werden, die ihre Richtigkeit bestätigen. 

Artikel 22 

Schlussbestimmungen 

Diese Verordnung berührt nicht die Anwendung 

a) besonderer Regeln, die in zwischen der Union und Drittländern ge­
schlossenen Vereinbarungen enthalten sind; 

b) der Agrarverordnungen der Union und der Verordnung (EG) 
Nr. 1667/2006 des Rates ( 1 ), der Verordnung (EG) Nr. 614/2009 
des Rates ( 2 ) und der Verordnung (EG) Nr. 1216/2009 des Rates ( 3 ). 
Diese Verordnung wird ergänzend zu den genannten Verordnungen 
und in Abweichung von deren Bestimmungen angewandt, die der 
Anwendung von Antidumpingzöllen entgegenstehen würden; 

c) besonderer Maßnahmen, sofern diesen nicht die im Rahmen des 
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens 1994 eingegangenen 
Verpflichtungen entgegenstehen. 

▼B 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 1667/2006 des Rates vom 7. November 2006 über 
Glukose und Laktose (ABl. L 312 vom 11.11.2006, S. 1). 

( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 614/2009 des Rates vom 7. Juli 2009 über die gemein­
same Handelsregelung für Eieralbumin und Milchalbumin (ABl. L 181vom 
14.7.2009, S. 8). 

( 3 ) Verordnung (EG) Nr. 1216/2009 des Rates vom 30. November 2009 über die 
Handelsregelung für bestimmte aus landwirtschaftlichen Erzeugnissen her­
gestellte Waren (ABl. L 328 vom 15.12.2009, S. 10).
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Artikel 23 

Berichterstattung und Information 

▼M2 
(1) Die Kommission legt dem Europäischen Parlament und dem Rat 
unter gebührender Berücksichtigung des Schutzes vertraulicher Informa­
tionen im Sinne des Artikels 19 einen jährlichen Bericht über die An­
wendung und Durchführung dieser Verordnung vor. 

Dieser Bericht enthält Informationen über die Anwendung vorläufiger 
und endgültiger Maßnahmen, die Einstellung von Untersuchungen ohne 
die Einführung von Maßnahmen, Verpflichtungen, die Wiederaufnahme 
von Untersuchungen, Überprüfungen, nennenswerte Verzerrungen, Kon­
trollbesuche und die Tätigkeiten der verschiedenen Gremien, die für die 
Überwachung der Durchführung dieser Verordnung und der Einhaltung 
der Verpflichtungen aus dieser Verordnung verantwortlich sind. Der 
Bericht erfasst außerdem die Anwendung von Handelsschutzinstrumen­
ten durch Drittländer gegen die Union sowie Beschwerden gegen die 
verhängten Maßnahmen. Er erstreckt sich auch auf die Tätigkeiten des 
Anhörungsbeauftragten der Generaldirektion Handel der Kommission 
und der Informationsstelle für KMU hinsichtlich der Anwendung dieser 
Verordnung. 

Ferner wird in dem Bericht dargelegt, inwieweit Sozial- und Umwelts­
tandards geprüft und bei den Untersuchungen berücksichtigt worden 
sind. Hierzu zählen die Standards, die in den multilateralen Umwelt­
übereinkünften, deren Vertragspartei die Union ist, und in den in An­
hang Ia dieser Verordnung aufgeführten Übereinkommen der IAO sowie 
den entsprechenden nationalen Rechtsvorschriften des Ausfuhrlandes 
festgelegt sind. 

▼M1 
(2) Das Europäische Parlament kann die Kommission zu einer Ad- 
hoc-Sitzung seines zuständigen Ausschusses einladen, um Fragen zur 
Durchführung dieser Verordnung zu erörtern und zu klären. Es kann der 
Kommission auch, unter anderem auf der Grundlage des Berichts nach 
Absatz 1 und der Erörterung und Klärung nach diesem Absatz, rele­
vante Überlegungen und Tatsachen übermitteln. 

(3) Der Bericht wird von der Kommission spätestens sechs Monate, 
nachdem sie ihn dem Europäischen Parlament und dem Rat vorgelegt 
hat, öffentlich zugänglich gemacht. 

▼M2 
(4) Bis zum 9. Juni 2023 und danach alle fünf Jahre unterbreitet die 
Kommission dem Europäischen Parlament und dem Rat eine Übersicht 
über die Anwendung des Artikels 7 Absatz 2a, des Artikels 8 Absatz 1 
und des Artikels 9 Absatz 4, in der diese Anwendung auch bewertet 
wird. Dieser Übersicht kann sie gegebenenfalls einen Gesetzgebungs­
vorschlag beifügen. 

Artikel 23a 

Ausübung der Befugnisübertragung 

(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kom­
mission unter den in diesem Artikel festgelegten Bedingungen übertra­
gen. 

(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß Artikel 7 
Absatz 1 wird der Kommission für einen Zeitraum von zwei Jahren ab 
dem 8. Juni 2018 übertragen und darf nur einmal ausgeübt werden. 

▼M1
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Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß Artikel 7 Ab­
satz 2a wird der Kommission für einen Zeitraum von fünf Jahren ab 
dem 8. Juni 2018 übertragen. Die Kommission erstellt spätestens neun 
Monate vor Ablauf des Zeitraums von fünf Jahren einen Bericht über 
die Befugnisübertragung. Die Befugnisübertragung verlängert sich still­
schweigend um einen Zeitraum gleicher Länge, es sei denn, das Euro­
päische Parlament oder der Rat widersprechen einer solchen Verlänge­
rung spätestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums. 

(3) Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 7 Absätze 1 und 2a kann 
vom Europäischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen wer­
den. Der Beschluss über den Widerruf beendet die Übertragung der in 
diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach seiner 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union oder zu einem 
im Beschluss über den Widerruf angegebenen späteren Zeitpunkt wirk­
sam. Die Gültigkeit delegierter Rechtsakte, die bereits in Kraft sind, 
wird von dem Beschluss über den Widerruf nicht berührt. 

(4) Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kom­
mission die von den einzelnen Mitgliedstaaten benannten Sachverstän­
digen, im Einklang mit den in der Interinstitutionellen Vereinbarung 
vom 13. April 2016 über bessere Rechtsetzung enthaltenen Grundsät­
zen ( 1 ). 

(5) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlässt, über­
mittelt sie ihn gleichzeitig dem Europäischen Parlament und dem Rat. 

(6) Delegierte Rechtsakte, die gemäß Artikel 7 Absätze 1 und 2a er­
lassen wurden, treten nur in Kraft, wenn weder das Europäische Par­
lament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach 
Übermittlung dieses Rechtsakts an das Europäische Parlament und 
den Rat Einwände erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist 
das Europäische Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt 
haben, dass sie keine Einwände erheben werden. Auf Initiative des 
Europäischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Mo­
nate verlängert. 

▼B 

Artikel 24 

Aufhebung 

Die Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 wird aufgehoben. 

Bezugnahmen auf die aufgehobene Verordnung gelten als Bezugnah­
men auf die vorliegende Verordnung und sind nach Maßgabe der Ent­
sprechungstabelle in Anhang II zu lesen. 

Artikel 25 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung 
im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittel­
bar in jedem Mitgliedstaat. 

▼M2 

( 1 ) ABl. L 123 vom 12.5.2016, S. 1.
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ANHANG I 

AUFGEHOBENE VERORDNUNG MIT DER LISTE IHRER NACHFOL­
GENDEN ÄNDERUNGEN 

Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates 

(ABl. L 343 vom 22.12.2009, S. 51) 

Verordnung (EU) Nr. 765/2012 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates 

(ABl. L 237 vom 3.9.2012, S. 1) 

Verordnung (EU) Nr. 1168/2012 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates 

(ABl. L 344 vom 14.12.2012, S. 1) 

Verordnung (EU) Nr. 37/2014 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates 

(ABl. L 18 vom 21.1.2014, S. 1) 

Nur Ziffer 22 des An­
hangs 

▼B
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ANHANG Ia 

IAO-ÜBEREINKOMMEN, AUF DIE IN DIESER VERORDNUNG BEZUG 
GENOMMEN WIRD 

1. Übereinkommen über Zwangs- oder Pflichtarbeit, Nr. 29 (1930) 

2. Übereinkommen über die Vereinigungsfreiheit und den Schutz des Vereini­
gungsrechts, Nr. 87 (1948) 

3. Übereinkommen über die Anwendung der Grundsätze des Vereinigungsrechts 
und des Rechts zu Kollektivverhandlungen, Nr. 98 (1949) 

4. Übereinkommen über die Gleichheit des Entgelts männlicher und weiblicher 
Arbeitskräfte für gleichwertige Arbeit, Nr. 100 (1951) 

5. Übereinkommen über die Abschaffung der Zwangsarbeit, Nr. 105 (1957) 

6. Übereinkommen über die Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf, 
Nr. 111 (1958) 

7. Übereinkommen über das Mindestalter für die Zulassung zur Beschäftigung, 
Nr. 138 (1973) 

8. Übereinkommen über das Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Besei­
tigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit, Nr. 182 (1999) 

▼M2
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ANHANG II 

ENTSPRECHUNGSTABELLE 

Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 Vorliegende Verordnung 

Artikel 1 bis 4 Artikel 1 bis 4 

Artikel 5 Absätze 1 bis 9 Artikel 5 Absätze 1 bis 9 

Artikel 5 Absatz 10 Satz 1 Artikel 5 Absatz 10 Unterabsatz 1 

Artikel 5 Absatz 10 Sätze 2 und 3 Artikel 5 Absatz 10 Unterabsatz 2 

Artikel 5 Absätze 11 und 12 Artikel 5 Absätze 11 und 12 

Artikel 6 Absatz 1 Sätze 1 und 2 Artikel 6 Absatz 1 Unterabsatz 1 

Artikel 6 Absatz 1 Satz 3 Artikel 6 Absatz 1 Unterabsatz 2 

Artikel 6 Absatz 1 Satz 4 Artikel 6 Absatz 1 Unterabsatz 3 

Artikel 6 Absatz 2 Artikel 6 Absatz 2 

Artikel 6 Absatz 3 Satz 1 Artikel 6 Absatz 3 Unterabsatz 1 

Artikel 6 Absatz 3 Satz 2 Artikel 6 Absatz 3 Unterabsatz 2 

Artikel 6 Absatz 3 Satz 3 Artikel 6 Absatz 3 Unterabsatz 3 

Artikel 6 Absatz 4 Satz 1 Artikel 6 Absatz 4 Unterabsatz 1 

Artikel 6 Absatz 4 Satz 2 Artikel 6 Absatz 4 Unterabsatz 2 

Artikel 6 Absatz 4 Satz 3 Artikel 6 Absatz 4 Unterabsatz 3 

Artikel 6 Absatz 5 Artikel 6 Absatz 5 

Artikel 6 Absatz 6 Satz 1 Artikel 6 Absatz 6 Unterabsatz 1 

Artikel 6 Absatz 6 Satz 2 Artikel 6 Absatz 6 Unterabsatz 2 

Artikel 6 Absatz 6 Satz 3 Artikel 6 Absatz 6 Unterabsatz 3 

Artikel 6 Absatz 6 Satz 4 Artikel 6 Absatz 6 Unterabsatz 4 

Artikel 6 Absatz 7 Satz 1 Artikel 6 Absatz 7 Unterabsatz 1 

Artikel 6 Absatz 7 Satz 2 Artikel 6 Absatz 7 Unterabsatz 2 

Artikel 6 Absätze 8 und 9 Artikel 6 Absatz 8 und 9 

Artikel 7 Absatz 1 Satz 1 Artikel 7 Absatz 1 Unterabsatz 1 

Artikel 7 Absatz 1 Satz 2 Artikel 7 Absatz 1 Unterabsatz 2 

Artikel 7 Absatz 2 bis 5 Artikel 7 Absätze 2 bis 5 

Artikel 7 Absatz 7 Artikel 7 Absatz 6 

Artikel 8 Absatz 1 Satz 1 Artikel 8 Absatz 1 Unterabsatz 1 

Artikel 8 Absatz 1 Satz 2 Artikel 8 Absatz 1 Unterabsatz 2 

Artikel 8 Absatz 1 Satz 3 Artikel 8 Absatz 1 Unterabsatz 3 

▼B
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Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 Vorliegende Verordnung 

Artikel 8 Absatz 2 Sätze 1 und 2 Artikel 8 Absatz 2 Unterabsatz 1 

Artikel 8 Absatz 2 Sätze 3 und 4 Artikel 8 Absatz 2 Unterabsatz 2 

Artikel 8 Absatz 2 Satz 5 Artikel 8 Absatz 2 Unterabsatz 3 

Artikel 8 Absätze 3, 4 und 5 Artikel 8 Absätze 3, 4 und 5 

Artikel 8 Absatz 6 Sätze 1 und 2 Artikel 8 Absatz 6 Unterabsatz 1 

Artikel 8 Absatz 6 Satz 3 Artikel 8 Absatz 6 Unterabsatz 2 

Artikel 8 Absätze 7 und 8 Artikel 8 Absätze 7 und 8 

Artikel 8 Absatz 9 Unterabsatz 1 Artikel 8 Absatz 9 Unterabsatz 1 

Artikel 8 Absatz 9 Unterabsatz 2 Sätze 
1 und 2 

Artikel 8 Absatz 9 Unterabsatz 2 

Artikel 8 Absatz 9 Unterabsatz 2 
Satz 3 

Artikel 8 Absatz 9 Unterabsatz 3 

Artikel 8 Absatz 10 Artikel 8 Absatz 10 

Artikel 9 Absätze 1, 2 und 3 Artikel 9 Absätze 1, 2 und 3 

Artikel 9 Absatz 4 Satz 1 Artikel 9 Absatz 4 Unterabsatz 1 

Artikel 9 Absatz 4 Satz 2 Artikel 9 Absatz 4 Unterabsatz 2 

Artikel 9 Absatz 5 Artikel 9 Absatz 5 

Artikel 9 Absatz 6 Satz 1 Artikel 9 Absatz 6 Unterabsatz 1 

Artikel 9 Absatz 6 Satz 2 Artikel 9 Absatz 6 Unterabsatz 2 

Artikel 9 Absatz 6 Satz 3 Artikel 9 Absatz 6 Unterabsatz 3 

Artikel 10 Absatz 1 Artikel 10 Absatz 1 

Artikel 10 Absatz 2 Satz 1 Artikel 10 Absatz 2 Unterabsatz 1 

Artikel 10 Absatz 2 Sätze 2 und 3 Artikel 10 Absatz 2 Unterabsatz 2 

Artikel 10 Absatz 3 Artikel 10 Absatz 3 

Artikel 10 Absatz 4 einleitende Worte Artikel 10 Absatz 4 einleitende Worte 
und Buchstaben a und b 

Artikel 10 Absatz 4 Buchstabe a Artikel 10 Absatz 4 Buchstabe c 

Artikel 10 Absatz 4 Buchstabe b Artikel 10 Absatz 4 Buchstabe d 

Artikel 10 Absatz 5 Artikel 10 Absatz 5 

Artikel 11 Absätze 1 bis 4 Artikel 11 Absätze 1 bis 4 

Artikel 11 Absatz 5 Unterabsatz 1 
Satz 1 

Artikel 11 Absatz 5 Unterabsatz 1 

Artikel 11 Absatz 5 Unterabsatz 1 
Sätze 2 und 3 

Artikel 11 Absatz 5 Unterabsatz 2 

Artikel 11 Absatz 5 Unterabsatz 1 
Satz 4 

Artikel 11 Absatz 5 Unterabsatz 3 

Artikel 11 Absatz 5 Unterabsatz 1 
Satz 5 

Artikel 11 Absatz 5 Unterabsatz 4 

▼B
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Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 Vorliegende Verordnung 

Artikel 11 Absatz 5 Unterabsatz 2 Artikel 11 Absatz 5 Unterabsatz 5 

Artikel 11 Absatz 5 Unterabsatz 3 Artikel 11 Absatz 5 Unterabsatz 6 

Artikel 11 Absatz 6 Sätze 1, 2 und 3 Artikel 11 Absatz 6 Unterabsatz 1 

Artikel 11 Absatz 6 Satz 4 Artikel 11 Absatz 6 Unterabsatz 2 

Artikel 11 Absatz 6 Satz 5 Artikel 11 Absatz 6 Unterabsatz 3 

Artikel 11 Absatz 7 Artikel 11 Absatz 7 

Artikel 11 Absatz 8 Unterabsätze 1, 2 
und 3 

Artikel 11 Absatz 8 Unterabsätze 1, 2 
und 3 

Artikel 11 Absatz 8 Unterabsatz 4 
Sätze 1 und 2 

Artikel 11 Absatz 8 Unterabsatz 4 

Artikel 11 Absatz 8 Unterabsatz 4 
Satz 3 

Artikel 11 Absatz 8 Unterabsatz 5 

Artikel 11 Absatz 8 Unterabsatz 4 
Satz 4 

Artikel 11 Absatz 8 Unterabsatz 6 

Artikel 11 Absätze 9 und 10 Artikel 11 Absätze 9 und 10 

Artikel 12 Artikel 12 

Artikel 13 Absatz 1 Unterabsatz 1 
Satz 1 

Artikel 13 Absatz 1 Unterabsatz 1 

Artikel 13 Absatz 1 Unterabsatz 1 
Satz 2 

Artikel 13 Absatz 1 Unterabsatz 2 

Artikel 13 Absatz 1 Unterabsatz 1 
Satz 3 

Artikel 13 Absatz 1 Unterabsatz 3 

Artikel 13 Absatz 1 Unterabsatz 2 Artikel 13 Absatz 1 Unterabsatz 4 

Artikel 13 Absätze 2 und 3 Artikel 13 Absätze 2 und 3 

Artikel 13 Absatz 4 Unterabsatz 1 
Satz 1 

Artikel 13 Absatz 4 Unterabsatz 1 

Artikel 13 Absatz 4 Unterabsatz 1 
Satz 2 

Artikel 13 Absatz 4 Unterabsatz 2 

Artikel 13 Absatz 4 Unterabsatz 1 
Satz 3 

Artikel 13 Absatz 4 Unterabsatz 3 

Artikel 13 Absatz 4 Unterabsatz 1 
Satz 4 

Artikel 13 Absatz 4 Unterabsatz 4 

Artikel 13 Absatz 4 Unterabsatz 2 Artikel 13 Absatz 4 Unterabsatz 5 

Artikel 13 Absatz 4 Unterabsatz 3 Artikel 13 Absatz 4 Unterabsatz 6 

Artikel 13 Absatz 4 Unterabsatz 4 Artikel 13 Absatz 4 Unterabsatz 7 

Artikel 13 Absatz 5 Artikel 13 Absatz 5 

Artikel 14 Absatz 1 Sätze 1 und 2 Artikel 14 Absatz 1 Unterabsatz 1 

Artikel 14 Absatz 1 Satz 3 Artikel 14 Absatz 1 Unterabsatz 2 

Artikel 14 Absatz 2 Satz 1 Artikel 14 Absatz 2 Unterabsatz 1 

Artikel 14 Absatz 2 Sätze 2, 3 und 4 Artikel 14 Absatz 2 Unterabsatz 2 

▼B
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Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 Vorliegende Verordnung 

Artikel 14 Absatz 3 Artikel 14 Absatz 3 

Artikel 14 Absatz 4 Sätze 1 und 2 Artikel 14 Absatz 4 Unterabsatz 1 

Artikel 14 Absatz 4 Sätze 3 und 4 Artikel 14 Absatz 4 Unterabsatz 2 

Artikel 14 Absätze 5, 6 und 7 Artikel 14 Absätze 5, 6 und 7 

Artikel 15 und 16 Artikel 15 und 16 

Artikel 17 Absätze 1, 2 und 3 Artikel 17 Absätze 1, 2 und 3 

Artikel 17 Absatz 4 Satz 1 Artikel 17 Absatz 4 Unterabsatz 1 

Artikel 17 Absatz 4 Satz 2 Artikel 17 Absatz 4 Unterabsatz 2 

Artikel 18 Absatz 1 Satz 1 Artikel 18 Absatz 1 Unterabsatz 1 

Artikel 18 Absatz 1 Satz 2 Artikel 18 Absatz 1 Unterabsatz 2 

Artikel 18 Absatz 1 Satz 3 Artikel 18 Absatz 1 Unterabsatz 3 

Artikel 18 Absätze 2 bis 6 Artikel 18 Absätze 2 bis 6 

Artikel 19 Absätze 1 bis 5 Artikel 19 Absätze 1 bis 5 

Artikel 19 Absatz 6 Satz 1 Artikel 19 Absatz 6 Unterabsatz 1 

Artikel 19 Absatz 6 Satz 2 Artikel 19 Absatz 6 Unterabsatz 2 

Artikel 20 Absätze 1, 2 und 3 Artikel 20 Absätze 1, 2 und 3 

Artikel 20 Absatz 4 Sätze 1, 2 und 3 Artikel 20 Absatz 4 Unterabsatz 1 

Artikel 20 Absatz 4 Satz 4 Artikel 20 Absatz 4 Unterabsatz 2 

Artikel 20 Absatz 5 Artikel 20 Absatz 5 

Artikel 21 und 22 Artikel 21 und 22 

Artikel 22a Artikel 23 

Artikel 23 Artikel 24 

Artikel 24 Artikel 25 

Anhang I — 

Anhang II — 

— Anhang I 

— Anhang II 

▼B
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